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Hakkr Keskin

Die Krise in der Türkei
Charrcen des Militfl1.s - Zukunft der Demokratie

Mustafa Kemal (Atatürk), Organisator des tür-
kischen Befreiungskrieges und Gründer der
Türkischen Republik, wollte die rückständig-
klerikal-feudale Türkei in ein modernes und
unabhängiges Land verwandeln, um der ra-
schen Industrialisierung und der vielseitigen
Entwicklung der türkischen Gesellschaft ge-
recht zu werden. Trotz bescheidener Möglich-
keiten w:aien die Erfolge beachtlicht).

Seit 1950 wird die Türkei, abgesehen von
kurzen Unterbrechungen, von politischen
Kräften regiert, die das kemalistische Erbe de
facto zu beseitigen und nach klassisch-kapita-
listischen Entwicklungsvorstellungen aus der
Türkei ein Industrieland zu schaffen versu-
chen.
Dieses an US-ametikanischen Vorstellungen
orientierte Entwicklungsmodell zielt nicht
darauf, die besonderen Gegebenheiten des
Landes zu berücksichtigen, die einheimischen
Ressourcen zu mobilisieren und eine sich zu-
nehmend öelbst versorgende und ergänzende
Industrialisierung voranzutreiben, sondern
stützt sich auf finanzielle Verschuldung und
auf enge Kooperation mit dem ausländischen
Kapital und dessen InVestitlonen. Somit ist die
Türkei von der politischen Grundorientierung
der Regierenden und ihrer ausländischen Ver-
bündeten her auf ständige Finanzspritzen aus
dem Ausland angewiesen.

Wenn die Türkei sich zu Beginn der achtziger
Jahre in einer zugespitzten, struktufell be-
dingten Wirtschaftskrise und in einer dadurch
geförderten sozialen und politischen Polarisie-
rung befindet, so ist dies primär in engem Zu-
sammenhang mit diesem konsequent verfolg-
ten Entwicklungsmodell der Türkei zu se-
hen.
Wenn vor der Machtergreifung des Militärs
.qm 12. September 1980 Lürgerliriegsähnliche
Zustände mit rund 30 Opfern im Tägesdurch-
schnitt das Land erschütterten und für nie-
manden die Sicherheit seines nackten Lebens
gewährleistet war, ist auch das nur auf dem
Hintergrund von über 20 Prozent Arbeitslo-
sigkeit während der siebziger Jahre und der

r) Vgl. H. Keskin, Die Türkei, Berlin 1978, S.Tt bis
130.
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I. Einleitung

zunehmenden ftuit zwischen großen Teilen
der Bevölkerung ünd einer auf deren Kosten
sich bereichernden Minderheit zu verstehen.

Zum dritten Male seit 1960 sah sich das türki-
sche Militär veranlaßt, die westlich geformte
demokratisch-parlamentarische Entwicklung
zu beenden, zumindest aber für eine unbe-
stimmte Zeit zu unterbrechen, weil ,,die par-
teien zu einer gemeinsamen Politik unfähig
waren, um den akut gefährdeten türkischen
Staat vor einem totalen Versagen zu ret-
ten"2).

Es ist nunmehr insbesondere für die europäi-
schen Verbündeten der Türkei höchste Zeit,
an die Wurzeln der türkischen Gesellschafts-
krise zu gehen und hierbei den kritischen

'z) Vgl. Milliyet, Die erste Erklärung der Militärfüh.
rung nach dem Putsch, 13.9.80.
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Analvsen über die Ursachen der chronisch kri-
senhäften Entwicklung die erforderliche Be-

achtung zu schenken.

Zahlreiche Beispiele, nicht zuletzt der Sturz

des Schah- und des Haile'Selassi'Regimes'
müßten deutliche Signale für die bisherige Po'

litik der wesentlichen Industriestaäten gegen-

über den Ländern der Dritten Welt dahinge-

hend geben, daß die Politik der Bewahrung

veraltJter Gesellschafts- und Herrschafts-
strukturen nicht den Interessen der Völker in

für beide Seiten nützlichen Beziehungen in-

teressiert sind.

II. Die Wirtschaftskrise der Türkei

soziale und Politische Krise.

Dabei stellt das Zahlungsbilanzdefizit das

wichtigste und größte Problem in der gegen-

wärtigän Wirtschaf tsla ge dar, ganz zlt schwei-

n." io" der Arbeitslosenquote von rund

ä0 Prozent und der Inflationsrate der letzten

Jahre von über 50 Prozent'

1. Das Zahlungsbtlanzdefizit

Die Bedeutung einer ausgeglichenen Außen-

handels- und Zahlungsbilanz braucht hier

nicht untermauert zti werden' Es gehörte zu

den unverzichtbaren Zielen der kemalisti-

schen oder kemalistisch geprägten Wirt-

eine sehr starke Währung.

Erst nach 1946, besonders aber nach 1950

wurde es zu der Wirtschaftsorientierung der
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In der Türkei scheint es oifensichtlich ein letz-

ter gelungener Versuch des Militärs zu sein'

die Eesteüende, für breite Teile der Bevölke-

rung völlig untaugliche Gesellschaftsordnung
t"itä"tt al-ten Bes-itz- und Herrschaftsverhält-
nissen noch einmal retten zu wollen' Bereits

heute kann prognostiziert werden, daß auch

diese Operatiott-d.. Militärs die schwere Er-

krankung des Patienten nicht heilen, sondern

längsteni ein Jahrzehnt hinauszögern -kann'
Die"Medikamente könnten zwar die Schmer-

,en d"s Patienten vielleicht vorübergehend

.rrild"ttt, doch dessen Genesung wird so nicht
zu erreichen sein.

In diesem Aufsatz werden die Ursachen der

oLot omitcften, politischen und sozialen Krise

ä.i ititt"i analysiert, die Machtergreifung des

Militärs an seinem eigenen Anspruch gemes-

sen und für die künftige Entwicklung eine Pro'

gnose erstellt.

Regierungen, das steigende Außenhandelsde-

fizit mit steigender Auslandsverscnuloung
und mit Inves-titionen des Fremdkapitals zu

beeleichen. Mitte der sechziger Jahre wurde

äii" .i". weitere Quelle entdeckt: die stei'

"."J"" 
Devisenüberweisungen der türki-

Schen Arbeiter im Ausland. Gerade dies war

itir ai" türkische Wirtschaft eine Rettung bis

Mitte der siebziger Jahre' Seitdem reichen

selbst die Uberweisungen türkischer Arbeiter

aus dem Ausland nicht mehr aus, die weiter-

hin mit über einer Milliarde Dollar fast ein

Drittel der gesamten Exporteinnahmen des

Landes ausmachen.

Deckten noch in den fünlziger Jahren die Ex'

oorteinnahmen des Landes im Durchschnitt

ä5 Prozent des Imports, so fiel diese Zahl in

den sechziger Jahren auf 68 Prozent und in

äen siebzig"er Jahren auf 44 Prozent' Anders

ausgedrücüt: Die Exporteinnahmen des Lan-

desionnten in den sÄchziger Jahren nur zwei

Drittel der Importausgaben und in-den siebzi-

ser Jahren nicht einmal die Hälfte begleichen'

i., de., Jahren 1974 bis 1977 erreichte das tür-

kische Außenhandelsde{izit enorme Dimen-

,iorr".t, so daß die Exporteinnahmen de-s Lan-

ä.r i" diesem Zeitraüm nur noch ein Drittel

der Importe deckten.

Kein Land der Welt kann sich solch eine Au-

ßenwirtschaftspolitik, die letztlich eine er-

höhte Ausländsverschuldung zwingend

macht, erlauben. Welche Folgen diese Politik

notwendigerweise mit sich brachte, wird noch

zu erläutern sein.



Fine solche Außenwirtschaftspolitik ist aber
gerade dann in keinerWeise zuverantworten,
wenn die vorhandenen Erportmöglichkeiteu' des Landes weitgehend ungenutit bleiben,
während eiu beträchlicher Teil des Imports zu
den Bedürfnissen eines Entwicklungslandes
im Widerspruch stehL

Seit Jahrzehnten machen einige wenige land-
wirtschaftliche Produkte, wie Baumwolle, Ta-
bak, Feigen, Nüsse und Sultaninen mehr als
60 Prozent der Exporteinnahmen des Landes
aus. Diese Produkte werden heute noch weit-
gehend unverarbeitet zu sehr ungünstigen
Preisen exportiert. Es ist bezeichnenä, daßäer
aus der Türkei exportierte Tabak in Form von
verarbeiteten Zigaretten zum mehrfachen
Preis reimportiert wird. Selbstverständlich ha-
ben auch die hohen Preissteigerungen beim
Erdöl nach 1974 bei dem großen Außenhan-
delsdefizit eine maßgebende Rolle gespielt. Es
wird aber noch zu erläutern sein, wie weit die
auf Erdöl orientierte Energie- und Verkehrs-
politik für die Türkei notwendig war.

In den Jahren 1978 und 1979 war eines der
Hauptziele der Ecevit-Regierung, mit großen
Anstrengungen Sofortmaßnahmen zu ergrei-
fen, um - soweit möglich - den Import zu
drosseln und die Exporteinnahmen zu erhö-
hen. Einem bedeutenden Erfolg waren jedoch
wegen struktureller Abhängigkeiten der tür-
kischen Wirtschaft sowie Schwierigkeiten bei
der Erschließung neuer Märkte Grenzen ge-
setzt.

Die Regierungen Demirels versuchten, das
steigende Außenhandelsdefizit mit den stei-
genden Devisenüberweisun gen türkischer Ar-
beiter aus dem Ausland einerseits und stei-
genden Auslandsschulden andererseits zu be-
gleichen. Das Loch im Außenhandel und bei
der Zahlungsbilanz war aber inzwischen so
groß geworden, daß diese Mittel in den letzten
Jahren versagen mußten.

a) Devisenüberweisungen türkischer Arbei ter
aus dem Ausland

Die türkischen Regierungen wollten zwei
wichtige Ziele mit dem,,Export" türkischer Ar-
beiter erreichen: Minderung der Arbeitslosig-
keit und Gewinnung von Devisen zur De[-
kung des Zahlungsbilanzdefizits.

Anfang der sechziger Jahre begann der Export
teilweise qualifizierter Arbeitskräfte und
überschritt Ende der sechziger Jahre weit eine
halbe Million. Die Devisenüberweisungen der
türkischen Arbeiter erlangten für die türki-
sche Wirtschaft unverzichtbare Bedeutung.

Setzt man die Devisenüberweisungen türki-
scher Arbeiter aus dem Ausland zu den Ex-
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porteinnahmen des Landes in Beziehung, ist
ihre Bedeutung erst richtig zu erkennen.
1964 machten die Devisenüberweisungen tür-
kischer Arbeiter im Ausland mit lädiglich
8 Mio. US-Dollar 2 Prozent des ExportwÄrtes
aus. Bereits 1971 erreichten sie 471 Mio. US-
Dollar und erzielten 70,lg73 mit 1 183 Mio. US-
Dollar bereits 90 Prozent des Exportwertes;
und 1975 sogar 94 Prozent. 1976 biJlgTg fielen
die Uberweisungen inlolge der labilen politi-
schen Verhältnisse unter die Milliardengren-
ze, beliefen sich aber fast aul die Hälfte dei Ex-
porteinnahmen. Dank großer Vergünstigun-
gen durch Sonderprämien für die DeviÄen-
überweisungen türkischer Arbeiter durch die
Regierung Ecevit konnte 1979 die Rekordhöhe
von I 964 Mio. US-Dollar erreicht werden. Mit
über 2 Mrd. US-Dollar erreichten die ttirki-
schen Arbeiter im Ausland ihre höchsten De-
visenüberweisungen 1980 und näherten sich
somit wie im Vorjahr den Zweidritteln der Ex-
porteinnahmen des Landes in diesen Jahren
an. Ohne Zweifel war es gerade diese Devisen-

kei zu decken, wurde versäumt, gerade diese
Quelle für den Aufbau der für die Ttirkei not-
wendigen Investitionen und Produktionsstät-
ten zu benutzen, um das Land zunehmend vom
Import von Maschinen und Ausrüstungen zu
entlasten und schrittweise auf eigene Beine zu
stellen. Sie sind vielmehr auf undankbarste
Art vergeudet worden.

Selbstverständlich konnte auch die Arbeitslo-
sigkeit durch den Export von Arbeitskräften
bedeutend vermindert werden. Da aber die
Schaffung neuer Arbeitsplätze mit dem Bevöl-
kerungswachstum nicht Schritt hielt, konnte
die Arbeitslosigkeit prozentual nicht vermin-
dert werden; sie steigt noch weiter an.

b) Auslandsverschuldung zur Deckung des
Za h I u n gs bi I an zd e fi zi te s

Nicht nur für die Türkei, scjndern für alle Ent-
wicklungsländer wird von Kapitalkreisen der
westlichen Welt die Entwicklung mit Hilfe
von Auslandsverschuldung und Investitionen
von Fremdkapital als Grundheilmittel propa-
giert und auch praktiziert. Die Entwicklungs-
länder bräuchten viel Kapital, was ihnen fehle,
um ein rasches Entwicklungstempo zu errei-
chen, und dies könne nur mit Hilfe des Aus-
landes erfolgen.

Gegen die Kreditaufnahme aus dem Ausland
oder auch gegen die Investitionen der auslän-
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dischen Firmen wäre dann nichts einzuwen'

ä;;;;;;i; den Erfordernissen und Bedtirf'

"i-t*" 
det Türkei entsprächen und unter gün'

stigen Konditionen in das Land kämen'

Gläubigerstaaten bezogen'

Die Bedingungen der Auslandsverschuldung
haben einärseits infolge der auloktroyierten

Industrialisierungspolitik, andererseits aber

in{olee der schweren Zins'und Rückzahlulqs'

üäiäiir."." die Ttlrkei vor immense Zah-

lungsprobleme gestellt'

Saldo im Außenhandel'

US-Dollar 19804).

Die Zinslast der Auslandsschulden derTürkei

*iiaä.fi 
"ffiziellen 

Berechnungen 1981 rund

820 Mio. US-Dollar betragen5)'

Ft vsl. E. coluyan, Millivet,6'Mai l9B0' 5'.-6'
'j üäi. -rärt-t.tultiiir,t ä.i Zäntralbank der Republik

6

3) Vgl. E. Colayan, Milliyet, 6. Mai 1980' S' 6'

8 4 0



Gerade well seit Jahrzehnten die aufgenom-
icrenen Auslandskredite nicht in Investltionen
flossen, geriet dle Türkei in einen circulus vi-
tiosus. Um die fällig werdenden Sehuldenrtick-
zahlungen sowie das zunehmende Defizit im
.Außenhandel begleichen zu könner1 vdrd ver-
sucht" selbst unter ungrlnstigen Bedlngungen
ner.re Auslandskredite aufzunehmen oder die
Rüekeahlungen voretst zurückzustellen.

Die neuen Kreditbedingungen werden im Aul.
trage der Gläubigerstaaten, -organisationen
und -banken vom Internationalen Währungs-
fond (IWF) regelrecht diktierL Die Bedingun-
gen betreffen die gesamte Wirtschaltspolitik
sowie die außenpolltisghe Orierrtierung der
Türkei. Seit vier Jahren laufen ununterbro-
chen Verhandlungen mit dem IWF über neue
Kreditvergaben, Verschiebungen der ltilligen
Rtickzahlungen, ilber die Fünfjahres- und Jah-
respläne der Trirkei, d. h. ilber die Art neuer
Investitionen, tiber die Abwertung der türki.
schen Währung gegenüber ausländlschen
Währungen, über das außenwirtschaftspoliti-
sche Engagement der Türkei mit den COME-
CON-Staaten sowie mit den Ländern in Nah-
ost, über Preise und Löhne etc.. Nichts kann
nun mehr ohne Zustlmmung des fWF gesche-
hen. Jeder Mensch in der Türkei weiß bereits,
was IWF ist, weil ieden Tag darüber in den
Medien berichtet wird.

Die Bedingungen des IWF fitr die Türkei se-
hen aber zum wiederholten Male das alte Re-
zept vor: nicht Mobilisierung der Exportmög-
lichkeiten des Landes, sondern weitere Ver-
schuldung, Abwertung der einheimischen
Währung, Einengung des staatlichen Sektors
zugunsten des Privatunternehmertums, Verfe-
stigung der ökonomischen, politischen und
militärischen Bindungen der Türkei an die
westlichen Industriestaaten 6).

Tatsache ist, daß die Exportmöglichkeiten der
Türkei in die Märkte derwestlichen Industrie-
staaten nicht ausieichen und beim Außenhan-
del seit Jahren eine Entwicklung zu Ungun-
sten der Türkei zu beobachten ist. Die Türkei
ist genötigt, sich insbesondere auf Basis von
bilateralen Verträgen mit den Staaten im Vor-
deren Orient und mit den COMECON-Staa-
ten neue Märkte zu erschließen, die auch po-
tentiell vorhanden sind. Die Türkei wäre im-

stande, dle arablschen Nachbaistäaten üit
Nahrungsmitteln, mit Nahmngsmtttelindu-
strieprodukten, uiit Teirtilien und mit man-
chen mittel- und langlebigen Konsumgütern
zu veisorgen irnd dalür das notwendige Erd0l
zu kaufen.Auch die ökonomisehe Zusämmen-
arbeit mit der Sowjetunion und anderen CO-
MECON-Staaten kann weit mehr ais heute
ausgedehnt werden. Doch dies wird der Ttirkei
vom fWF und andeien einfluBreichen Kreisen
der westlichen Industriestaateh versperrt.

Die Regierung Ecevit erkannte die Notwen-
digkeit zu diesem Schritt, wurde aber gerade
deshalb zwei Jahre lang mit Verhandlungeu
und Bedingungen des IWF konfrontiert.,Der
Vertrag, demzufolge die Türkei Kredite erhal-
ten soll, scheint von der [WF-Abordnung aus
politischen Gründen zurückgestellt worden zu
sein. Währmd Libyen, Persien und der Irak für
eine sich entwickelnde Zusammenarbeit mit
der Türkei eine nicht einseitig westlich orien-
tierte, mehr unabhängige Außenpolitik von
der Regierung Ecevit erwarten, verlangen die
seit Anfang Mai in der Türkei mit der Regie-
rung verhandelnden [WF-Vertreter eine di-
stanzierte Haltung zu Staaten wie Libyen, Irak -

und Persien, um der Türkei für eine Finanz-
spritze grünes Licht zu geben. Dle Türkei solle
eher ihre Beziehungen zu Agypten, Saudi Ara.
bien und Israel ausdehnen'.6")

Die Wirtschafts- und Außenwirtschaftsorien-
tierung der Türkei verlief bis heute - oft ge-
zwungenermaßen - konsequent nach den Re-
zepten des IWF. Ganz offensichtlich sind für
die heutige Wirtschafts- und Gesellschafts-
krise der Türkei primär diese Rezepte verant-
wortlich. An einem sehr konkreten Beispiel
kann das Versagen und die Folgen der [WF-
Rezepte für die Türkei deutlich gemacht wer-
den:

Bereits 1958 emplahl der IWF im Rahmen ei-
nes Sanierungsprogramms für die türkiiche
Wirtschaft als eine der wlchtigsten Maßnah-
men die rapide Abwertung der türkischen
Währung von 220 % gegenüber dem US-Dol-
lar. Damit würde sich das Außenhandelsdeftzit
der Türkei,beheben und eine Sanierung der
Wirtschaft herbeigeführt werden. Seitdem
wird wiederholt die weitere Abwertung der
türkischen Währung als eine der wichtigsten
Forderungen des IWF für die weitere Kredit-
vergabe und Sanierung der türkischen Wirt-
schaft verlangt.

Ist vor 1958 ein US-Dollar 2,80 Türkische Lira
(TL) wert gewesen, so galt er 1970 15, 15 TL und
Mitte 1979 47,00 TL, nach der Abwertung am
25.Januar 1980 70,00 TL, nach mehreren weite-

") Gunaydin, 6. Mai 1979, S.2.
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gegenüber abgewertet'

Ein Ende der Abwertungen ist nicht in Sicht'

bauten Industrie nicht zu einer Verringerung

des Außenhandelsdefizites beigetragen' Wei'

terhin ist eine Anheizung der Inflation und

dine Erhöhung des Schuldenberges der Türkei

die Folge.

Es zeigt sich, daß der IWF sein Rezept nicht

nnr d"i Türkei, sondern den meisten Entwick-

c) Die strukturelle Abhängigkeit der türki'
schen Wirtschaft vom Ausland

Es gehörte zu den Grundzielen der türkischen
Refierungen seit 1950, mit Hilfe der ausländi-

schln Invä stition en die Industrialisierung der

Türkei zu beschleunigen. Um reichliches Aus-

landskapital in die Türkei zu holen; wurde be-

reits 1953 ein neues, von US-Experten ausge'

arbeitetes,,Gesetz zur Förderung des ausländi-

schen Kapitals" verabschiedet. Die Investitio-

nen der äusländischen Firmen sollten auch

helfen, das türkische Zahlungsbilanzdefizit zu

mindern oder gar zu beheben.

, Seit drei Jahrzehnten versuchen iedoch die
' 

ausländischen Investoren logischerweise nach

ihren Maximen und Zielen in der Türkei zu in-

vestieren: Strukturelle Absicherung des türki-

schen Marktes, Profitmaximierung, struktu-

tigsten zu nennen.

Seit Jahrzehnten; vor allem seit Inkrafttreten

äer türkischen Fünliahrespläne 1963' gibt es
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ein Ringen um die Struktur und Qualität der

Investitionen des Fremdkapitals. Zahlreiche
Projektvorhaben der FünfiahrespHlg' -wglcfe
ftir die sich selbst ergänzende und als Multipli-

kator fungierende Industrialisierung von gro'

ßer Bedeütung gewesen wären, fanden kein

Interesse bei äen ausländischen Firmen und

bei den Kreditgebern der westlichen Welt'

Vielmehr wurden sowohl bei den Investitio-

Inf rastrukturprojekte beinhalten.

Eine Analyse der Investitionen ausländischer
Firmen ,tttd d"t"tt Beteiligungen bis Anfang

19?8 zeigt deutlich, daß sie solche Investitio-

nen bevörzugten, bei denen die meisten oder

höchsten Prätite erzielt werdenT). Zugleich

sind diese Investitionen im hohen Maß von

den eigenen Mutterfirmen importabhängig' So

machÄ ailein die Autoinvestitionen 27,80/o

der gesamten ausländischen Investitionen aus,

geloigt mit 18,9 % von Investitionen im phar-

ä."u"rrti".h"n Sektor. Die Investitionen, wel-

che Iür die Industrialisierung des Landes von

Bedeutung sind, machten lediglich 16,5 0/o aus-

ländischei Investitionen in den elektrischen,
elektronischen, Metall- und Maschinenbran'
chen auss).

In welchem Maße die meisten der Investitio-

nen ausländischer Firmen bei der konsum-

ori".rti".t.r, Produktion die Zahlungsbilanz
des Landes belasten und eine strukturelle Ab-

hängigkeit vom Ausland mit sich bringen, zei-

g.tltit die Ergebnisse zweier Untersuchun-

len über die ausländischen Investitionen'
burch die Zusammenarbeit von türkischen

Privatinvestoren mit den Firmen Fiat' Renault

und Ford entstanden in der Türkei seit Mitte

der sechziger Jahre drei Autofirmen' Die Pro-

duktion aller drei Autotypen erfolgt nur in

infolge der Devisenknappheit zunehmend der
Fall war, wird die Produktion gedrosselt oder

?) Vpl. Mil l ivet, l4.Januar 1978, S. 11.

"i VäI. Das Prosramm für das Jahr 1978, DPT (Staat-
l iche"s Planuneiamt), S. 246.
,) Vgl. I{ .  Keslkin, Die Türkei . . .  a. a. O., S. lB3.



gar stillgelegt. Einer offiziellen Analyse zu-
folge benötigte die türkische Autoindustrie al-
lein 1976 für die Aufrechterhaltung ihrer Pro-
duktion Importe im Werte von rund I Mrd.
US-Dollarr0). Die gesamten Exporteinnahmen
des Landes im selben Jahr betrugen nur
1,9 Mrd. US-Dollar. Zieht man auch den Erdöl-
bedarf der Autoindustrie im selben Jahr in Be-
tracht, so mußten über 62 0/o der gesamten Ex-
porteinnahmen des Landes nur für dieseu
Zweck verwendet werden.

Eine andere Analyse des türkischen ,,Indu-
strie- und Arbeitgeberverbandes" über die In-
vestitionen der Firmen aus der Bundesrepu-
blik Deutschland 1975 veranschaulicht diese
Lage: Während die 24 in der Türkei tätigen
Firmen aus der Bundesrepublik aus dem Ex-
port ihrer Produktion in der Türkei nur 17
Mio. US-Dollar als Devisen brachten, benötig-
ten sie für ihre Produktion im selben Jahr De-
visen in Höhe von 1,640 Mrd. US-Dollar. Sie
führten rund 40 % ihres Produktionswertes
aüs dem Ausland in die Türkei eintt). Die ge-
samten Exporteinnahmen der Türkei betru-
gen im selben Jahr nur 1,4 Mrd. US-Dollar.

Wie allein diese beiden Beispiele zeigen, ha-
ben die Investitionen ausländischer Firmen
eine Industriestruktur in der Türkei aufkom-
men lassen, welche eine strukturelle Import-
abhängigkeit vom Ausland und somit eine hö-
here Belastung der türkischen Zahlungs-
bilanz verursacht hat.

Möglicherweise ist dieser Aussage entgegen-
zusetzen, daß diese Produktion in der Türkei
den Import der hergestellten Produkte ersetzt
und somit auch die Zahlungsbilanz entlastet.
Die Zielsetzung und Bedarfsorientierung die-
ser Investitionen für ein Entwicklungsland
sind aber nicht außer Acht zu lassen. Ziel der
Investitionen müßte sein, durch einheimische
Produktion die Zahlungsbilanz zu' entlasten
und darüber hinaus eine Produktion zu bele-
ben, die für die Industrialisierung des Ent-
wicklungslandes notwendig ist. Es ist nicht zu
vertreten, wenn Autos ohne ihre wichtigsten
Teile wie Motoren etc. in der Türkei herge-
stellt werden, wobei für die Produktion auch
der Motoren keine Hinderungsgründe vor-
handen sind. Es ist aber auch zu bezweifeln,
wie weit es den Bedürfnissen und Erfordernis-
sen der Türkei entspricht, als Luxuskonsum-
ware Privatautos herzustellen, während die Ei-
sen-, Stahl- und Düngemittelproduktion für
den Inlandsbedarf nicht ausreicht und impor-
tiert werden muß. Privatautos herzustellen,
während wichtige landwirtschaftliche Maschi-
nen und Geräte sowie Düngemittel für die Er-
'o) Vgl.Mill iyet, 11.März t978, S. t1.
") Vgl.Milliyet,28. Dezember l9ZZ, S. lt.
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höhung der landwirtschaftlichen Produktio-
nen fehlen, kann in keiner Weise entwick-
lungspolitisch vertretbar sein.

Darüber hinaus ist zu bezweifeln, ob eine auf
Privatautos und Busse orientierte Verkehrs-
politik in einem Entwicklungsland ökono-
misch vertretbar und bedarfsorientiert ist, zu-
mal sie infolge des Olirnportes die Zahlungsbi-
lanz stark belasteL Gemäß den Interessen der
internationalen Olkonzerne wurde die Ent-
wicklung des Straßennetzes mit beträchtli-
chen Investitioneri gefördert, während gleich-
zeitig der Ausbau des Eisenbahn- und See-
verkehrs fast gänzlich vernachlässigt
wurde. Nach Berechnungen der türkischen
Ingenieur- und Architektenkammer ist der
Transport auf dem Straßennetz im Vergleich
zur Eisenbahn fast um das Zehnfache und zur
See sogar um mehr als das Zehnfache teu-
rert2). Hinzu kom61, daß der Brennstoff für
den Eisenbahn- und Seeverkehr, die Kohle, in
der Türkei reichlich vorhanden ist und nicht
wie das Erdöl zu importiert werden braucht.
Uber 90% des Personen- und rund 650/o des
Güterverkehrs erfolgen auf dem Straßen-
netz r3).

Die Folge:n dieser nicht an den Möglichkeiten
und Erfordernissen derTürkei, sondern an den
Interessen der Olkonzerne ausgerichteten
lgrkehrspolitik wurden Ende der siebziger
Jahre sehr deutlich. Wegen Devisenknapphiit
konnte das notwendige Erdöl für Busse, last-
wagen und,Prlvatautos nicht importiert wer-
den, so daß vor allem der Güter- und Perso-
nenverkehr'zwischen den Städten teilweise
lahmgelegt wurde. In vielen Teilen des Landes
konnte in den Schulen, Krankenhäusern und
Häusern bei lvly'intertemperaturen unter null
Grad nicht geheizt werden, weil die im Lande
reichlich vorhandene Braunkohle nicht trans-
portiert werden konnte.

Auch, und insbesondere bei der Energiepoli-
tik, wurden die großen Ressourcen der Türkei
weitgehend ignoriert.Auch hierbei wurde den
Profitinteressen der Erdölkonzerne Folge ge-
leistet. Heute und für die nächsten Jahrö wird
der größe F"gpuß bei der Energieversorgung
des Landes eines der wichtigsten Probleme für
die Türkei darstellen. Neben Norwegen ge-
hört die Türkei in Europa zu den Länäern,-in
denen weit mehr über den Eigenbedarf des
Landes hirraus'Energie aus Wasürkraft herge-
stellt werden kann. Zahlreiche für die Energie-
erzeugung günstige Flüsse bleiben bis zu 90 %
ungenutzt. Auch die reichlichen Braunkohle-
vorkommen der Ttirkei wurden bei der Ener-

t') Ygl. Birlik Haberleri, Türkische Insenieur- und
Architektenkammer. Nr. I l, I l. April i-975, S. Z.13) Vgl. ebd.
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dustriellen Energieverbrauch mehr als 50%

und der Anteil der Stromerzeugung aus Erdöl

rund 32% aus. Der Anteil des Erdöls an der

Stromerzeugung machte im gleichen Jahr bei-

spielsweise in äer Bundesrepublik D-eutsch-
länd nur 7o/s,in den USA 15% aus'{) ' Der An-

teil der Braunkohle am gesamten industriellen
Energieverbrauch der Türkei betrug dagegen

130/o-und der Wasserkralt lediglich 7%'5)'

Nach den bis heute bekannten Energieres-
sourcen der Türkei könnte das Land iährlich
weit mehr als das Siebenfache der 1977 er-

zeugten Ene'rgie erbringen'u)' Di9 einheimi-
schJn Energiequellen sind im Falle ihrer Er-

schließung irnstande, den Energiebedarl der

Türkei übär mehrere Jahrzehnte hinaus zu be-

friedigen.

Seit 1977 erlebt die Türkei einen großen Elek-

irizitäts- und Energiemangel, weil die auf

Erdöl orientierten Elektrizitätswerke wegen

sem Strommangel leiden, müssen erhebliche

Produktionsverluste verbucht werden' Und

dies, obwohl seit einigen Jahren aus der So-

wietunion und Bulgarien Strom importiert

wird!

Der Mangel an Strom sowie der unzurei-
chende IÄport notwendiger Ersatzteile und

Rohsto{fe äus dem Ausland führte bei den

meisten Industriebetrieben des Landes zu un-

vorstellbaren Produktionsverlusten' Die pro-

duzierenden Industriebetriebe in Istanbul ar-

beiteten 1977 und 1978 mit einer Kapazität von

der Türkei mit Erstaunen selbst bei den neue-

sten Fabriken eine Kapazitätsausnutzung von

nur 20 bis 30 % feststellen müssen'

rr; Vgl. FrankJurter Rundschau, 13. B. 1980' S' 6'^-

"i VEi. Wirtschaftsgutachten 1979, Ankara 1979.
S.303 und 307.
r6) Cumhuriyet, 20. August 1977.

"i üeL Milliyet, lB. Jan-aur 1979, S' 11 und 5. Dezem'
ber 1980, S.7.
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Die wichtigsten Gründe sind die fehlende
Energieversorgung und der nicht ausrei-
chende Import von notwendigsten Ersatztei-
len und Rohstoffen. ,,Fehlende Rohstoffe, Er-

satzteile und Devisen drohen," schreibt die Ta-

geszeitung Hürriyet alarmierend Ende 1977'

Jdie zwei-größten Autofabriken der Türkei'
tOfeS .r.rä OyRK, zur Einstellung der Pro-

duktion zu zwingen. Während OYAK vorüber-
gehend die Produktion gänzlich einstellte,
irußte TOFAS die tägliche Herstellung von

160 Autos bis auI 48 einschränlutt 'ta;' Nach
Schätzungen beliel sich 1977 der Wert des täg-
lichen Produktionsverlustes auf über 400 Mio'

Türkische Lira' Auf das ganze Jahr gerechnet
ergibt sich eine Summe von 146 Mrd' Türki-
scf,e Lira (für das gleiche Jahr umgerechnet 7,6

Mrd. US-Dollar!) als Produktionsverlust.

Bei diesem Produktionsausfall in der türki-

schen Industrie darf die Rolle der verzehrten
und sich nicht ergänzenden Industrialisie-
rungsstruktur nicht außer acht gelassen wer-
den. Auch diese Tatsache spielt eine maßge-
bende Rolle.

Der Grund des Fehlens von Erdöl und Ersatz-
teilen wiederum ist bekanntlich das Fehlen
von Devisen für deren ImPorte'

Infolge der in keiner Weise verantwortungs-
bewulßten Energie- und Verkehrspolitik der

letzten 30 Jahre wurde die türkische Zah-

lungsbilanz insbesondere seit 1974 schwer be-

lastät. Weit über die Hälfte der gesamten Ex-
porteinnahmen der Türkei mußten seit 1975

iüt d.tt Erdölimport zur Verfügung gestellt

werden.

Nach einem Bericht des ,,Türkischen Indu-
strie- und Arbeitgeberverbandes" (TUSIAD)

vom 25. April 1980 benötigt die türkische
Wirtschaft, um vor einer Stillegung gerettet zu
werden. mindestens 5 Mrd. US-Dollar, um die
allernotwendigsten Importe für die Wirtschaft
und Industrie zu tätigen. Allein für die not-
wendigsten Erdölimporte sind - laut diesem
Berichi - 1,7 Mrd. US-Dollar erforderlichls)'

Seit vielen Jahren sehen die Fünfjahrespläne
der Türkei für die Industrialisierung und öko-
nomische Entwicklung des Landes zahlreiche

'bedeutende 
Proiekte vor, wolür Auslandsfi-

nanzierungen fehlen. Gerade diese Proiekt-
vorhaben finden keine Beachtung oder Unter-
stützung durch Kapitalgeber der westlichen
Welt. OIt blieb der Türkei keine andere Wahl'
als sich für ihre Finanzierung an die Sowlet-
union zu wenden. Es sind die bedeutendsten
Industrieanlagen .Eisen- und Stahlfabrik in Is-

kenderun",,,Aluminiumfabrik in Seydisehir",

18) Hürriyet, lT.Dezember 1977, S. 1'  -  -
"i Vgi Sätcut, Cumhuriyet' 18. März 1980' S' 2'
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,,Erdölraffinerie in Aliaga", um nur einige we-
nige namentlich zu nennen. Für das größte
Vorhaben der türkischen Republik, das ,,Süd-
ostanatolienprojekt" (GAP) fehlen trotz jahre-
Ianger Bemühungen die ausländischen Fi-
nanzquellen. Zu diesem,,Südostanatolienpro-
jekt" gehört unter anderem einer der größten
Staudämme der Welt. Er würde nicht nur die
Energieerzeugung des Landes verdoppeln und
somit vorerst den Energiemangel durch ein-
heimische Energiequellen beheben und das
Außenhandelsdefizit der Türkei weitgehend
beseitigen, sondern auch 1,8 Mio. Hektar
höchst fruchtbaren Boden bewässern und des-
sen Erträge vervielfachen. Berechnungen ha-' ben ergeben, daß mit Hilfe dieser Bewässerun-
gen die Getreideproduktion des Landes ver-
doppelt und die Türkei zu den wichtigsten Ge-
treideproduzenten der Welt werden würde.

So finden sich Iür die Herstellung von maschi-
nellen Ausrüstungen von Düngemittel-, Ze-
ment-, Zuckerfabriken und Erdölraffineriean-
lagen usw. vorgesehene,,industriegüterprodu-
zierende Fabrik in Corum" sowie die zur Pro-
duktion von Turbinen, Generatoren, schweren
Motoren, Transformatoren und anderer wich-
tiger Industriemaschinen vorgesehene,,Fabrik
für schwere elektro-mechanische Industriean-
lagen" in Diyarbakir und Elazig keine Interes-
senten als Kreditgeber in der westlichen Welt.
Seit einigen Jahren wird daher versucht, die
Finanzierung der letztgenannten Proiekte in
Verhandlungen mit der Sowjetunion zu si-
chern. Diese beiden Projekte der Türkei könn-
ten auch für die erhebliche Entlastung des
Außenhandelsdefizits der Türkei einen sro-
ßen Beitrag leisten, da sie den Import der ge-
nannten wichtigen maschinellen Ausrüstun-
'gen für die Errichtung neuer Fabriken über-
flüssig machen würden.

Das sind nur drei namentlich genannte pro-
jektvorhaben der Türkei von vielen anderen,
die für eine gesunde Industrialisierung einen
beachtlichen Beitrag leisten könnten.

Die Kreditvergabe für diese Projekte wird von
den Kapitalkreisen und offiziellen Stellen der
westlichen Welt seit vielen Jahren konse-
quent abgelehnt.

2, Ignorierung der chronischen
Arbeitslosigkeit

Die Erreichung einer annähernden Vollbe-
schäftigung gehört zu den wichtigsten Zielen
einer jeden Wirtschaftspolitik. Insbesondere
in den Entwicklungsgesellschaften ist infolge
der zunehmenden Mechanisierung und Tech-
nisierung der Landwirtschaft die Flucht der
Landbevölkerung in die Städte, vor allem in

1 1

die Industriezentren, unvermeidlich. In den
Entwicklungsgesellschaften ist aber auch der
Bevölkerungszuwachs wesentlich größer. Da-
her müßte zumindest eine konsequente Min-
derung der Arbeitslosigkeit eine der wichtig-
sten Bemühungen sein. Nicht nur die ökono-
mischen, sondern auch die sozialen Folgen ei-
nes dauerhaften Mißerfolges - gerade auf
diesem Gebiet - können für die gesamte Ge-
sellschaft sehr negativ sein.

Bis Anfang der siebziger Jahre wurde das pro-
blem Arbeitslosigkeit nicht ernst genommen.
Selbst die ersten und zweiten Entwicklungs-
pläne der Türkei (1963-1972) schenkten der
vorhandenen Arbeitslosigkeit von über zehn
Prozent keine große Beachtung. Erst im drit-
ten und vierten Fünfiahresplan (1973-1983)
wird die Bedeutung dieses Problems erkannt
und ein theoretisch richtiger Ansatz für die
Lösung der Arbeitslosgkeit erbracht. Dabei
wird die rasche Industrialisierung als ein un-
verzichtbares Instrumentarium angesehen.
Zugleich wird in den Wirtschaftssektoren, bei
denen es keine internationale Konkurrenz
gibt, wie Dienstleistungen und Wohnungsbau,
eine arbeitsintensive, in sonstigen Bereichen
eine kapitalintensive Beschäftigung als erstie-
benswert proklamiert20). Dabei fehlen selbst
bei dem dritten und vierten Fünfjahresplan ei-
gene konkrete Maßnahinen.

Seit 1950 haben die Regierungen zur Beseiti-
gung der hohen und kontinuierlich zuneh-
menden Arbeitslosigkeit keine Sonderpro-
gramme entwickelt oder gar angekündigt. Nur
durch Export von so vielen Arbeitskräften wie
möglich hofften die Regierenden, eine be-
trächtliche Minderung der Arbeitslosenzahl
zu erreichen.

Die Zahl der Arbeitslosen stieg kontinuierlich
von 1,440 Mio. 1962 auf 2,340 Mio. 1979 an. Ob-
wohl gleichzeitig die Zahl der im Ausland be-
schäftigten türkischen Arbeiter von 20 000 auf
887 092 stieg, nahm im selben Zeitraum die dr-
beitslosigkeit von 11 auf 14 0/o zuztl.

Diese Entwicklung ist dadurch zu erklären,
daß die Schaffring neuer Arbeitsplätze mit den
Zuwachsraten der Bevölkerung von im Jahres-
durchschnitL 2,5 o/o nicht Schritt halten konnte.
Auch inlolge der Mechanisierung und Techni-
sierung der Produktionsverhältnisse in der
Landwirtschaft werden Teile der dort Beschäf-
tigten für andere Wirtschaftssektoren freige-
setzt.
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Die statistischen Erhebungen, insbesondere
über die Nicht-Beschäftigten, sind jedoch mit
Vorsicht zu verwenden. Bülent Ecevit hat als
Ministerpräsident oft von einer Arbeitslosen-
quotevon über 20 % gesprochen, eine Zahl, die
tatsächlich realistischeren Schätzungen ent-
spricht. Seit neuestem wird die offene Arbeits-
losigkeit sogar auf rund 30 % geschätzt22).

In einem der Militärführung zum Jahreswech-
sel eingereichten Gutachten über,,Beschäfti-
gungspolitik" wird offiziell die Arbeitslosig-
keit für 1979 und 1980 mit 2,8 Millionen
(16,20/0) beziffert und deren Zunahme selbst
bei jährlich sechs prozentigem Wachstum in
den komnienden Jahrzehnten 1980-2000 bis
auf 5,6 Millionen (22,90/o) vorausgesagt23).

3. Die soziale Lage in der Türkei

Seit der Ausrufung der Türkischen Republik
am 29. Oktober 1923 konnten bis heute selbst
die notwendigsten und dringendsten ökono-
mischen und sozialen Reformen nicht durch-
geführt werden, um nicht zuletzt das mate-
rielle und soziale Leben der unteren Einkom-
mensgruppen, die mehr als 70 Prozent der Be-
völkerung ausmachen, zu verbessern.

Selbst Ansätze von Landreformen, um den
Großgrundbesitz als Uberreste des vorange-
gangenen Feudalstaates zu beseitigen und das
Land unter den landlosen Bauern sowie den
Bauern mit nicht ausreichender Landfläche zu
verteilen, waren wiederholt zum Scheitern
verurteilt.

4} o/o der Grundbesitzer verfügen laut iüng-
sten Erhebungen über 41 % des landwirt-
schaftlich bebauten Bodens. während die
Hälfte der Bauernfamilien mit einem Landbe-
sitz bis zu 2 Hektar nur 7% des bebauten Bo-
dens besitzt. Dabei stieg die Zahl der landlo-
sen Bauern infolge der Bevölkerungszunahme
sowie der unter ökonomischen Zwängen er-
folgten Verkäufe an Großgrundbesitzer von
9,1 % im Jahre 1963 auf 21,9 olo 19732a). Abgese-
hen von dieser flächenmäßig ungerechten
Verteilung des landwirtschaftlich nutzbaren
Bodens stellen die Ländereien der Großgrund-
besitzer die fruchtbarsten Teile des bebauten
landwirtschaftlichen Bodens dar, bei denen
die Erträge wesentlich höher sind.

Die landlosen Bauern, die Saisonarbeiter bei
der Landwirtschaft und die Landarbeiter, aber
auch die Bauernfamilien mit einem Landbesitz
unter 2 Hektar in wenig fruchtbaren Gegen-

den des Landes gehören zu den untersten Ein-
kommensgruppen, die am Rande des'Existenz-
minimums zu leben, oder besser: zu überleben
versuchen. Die rasch kletternde Inflationsrate
der siebziger Jahre traf aber nicht nur diese
Teile der Bevölkerung, sondern auch die Rent-
ner, die Beamten, Angestellten und die Arbei-
terschaft.

Die seit 1970 kontinuierlich steigende Inlla-
tionsrate ist nicht unter Kontrolle gebracht..
Betrug sie 1970 noch 6,7 Prozent, so stieg sie
1978 aul 48; 1979 auf 80 und 1980 auf 106 Pro-
zent25).

Die Lohn- und Gehaltsentwicklung besonders
der gewerkschaftlich nicht organisierten Ar-
beiter und Angestellten, aber auch der Rent-
ner und der Beamten, denen die gewerkschaft-
liche Organisierung gesetzlich nicht einmal
erlaubt ist, ist weit hinter den rapiden Preis-
steigerungen der siebziger Jahre zurückge-
blieben26).

Einer Analyse der,,Landesversicherungsan-
stalten der Türkei" über die Entwicklung der
durchschnittlichen Löhne und Gehälter der
Versicherten zufolge, hatten die Versicherten
in den Jahren 1971 bis 1979 - die Analyse er-
faßt für das Jahr 1979 nur die ersten 9 Monate
- im Jahresdurchschnitt reale Einkommens-
verluste von 5,6 % hinnehmen müssen. In den
letzten drei Jahren betrug der reale Einkom-
mensverlust bei den Versicherten im Jahres-
durchschnitt 16,2 o/o27).

Laut neuesten Angaben der ,,Landesversiche-
rungsanstalten der Türkei" ging das Realein-
kommen der sozialversicherten Beschäftigten
von 1976 bis 1980 um 56 Prozent zurück28). So
ist auch erklärbar, daß der Aateil der Löhne
und Gehälter am nationalen Volkseinkommen
von 20,8 Prozent 1977 auf 15,2 Prozent zurück-
ging ").
Während auf der einen Seite das reale Ein-
kommen für breite Teile der Bevölkerung in-
folge der inflationären Entwicklung der letz-
ten Jahre in diesem Ausmaß zurückging, neh-
men aber auf der anderen Seite die Gewinne,
vor allem der Großunternehmer und Kapital-
kreise sowie der Spekulanten rasch zu.

zzl Vgl. N. Saygilioflu, Die Entwicklung hat ver-
schiedene Mittel, in: Milliyet, 24. 11. 1980, S. 5.
,.) Vgl. Milliyet, 31. 12. 19d0, S.5.
'o) Vgl. DBYP - 4. Fünfjahresplan, S. 12.
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") Vgl. DBYP - 4.Fünfjahresplan, a.a.O., S. 120;
vgl. auch G. Kazgan, Inflation, Abwertuns und
Flucht des Kapitals, in: Cumhuriyet, 2. Mär; 1980,
S.2; vBL auch Mil l iyet, 7. Januar 1'981, S.7.
'u) Vgl. C. Talas, Die Wirtschaft und die verarmte
Pev_ölkerung, in: Cumhuriyet, 6. März 1980, S.2.
") Vgl. Jahresbericht der- Zentralbank .. ., a. a. O.,
s . 1 8 9 .
tt)  Vgl.Cumhuriyet.5. Mai 1981, S.5 - die Analvse
erfaßt für 1980 die ersten neun Monate.
") Vgl. Cumhuriyet, 24. Juni l-81, S. 5.

t 2



Die Steuerlast der Lohn- und Gehaltsempfän'
ger stieg in den Jahren 1967 bis 1977 von 50 %
äuf 64 o/o. 1979 wurde selbst die niedrigste Ge-
haltsgruppe mit 45,1 %, die höchste Gehalts-
gruppe mit 57,9 % versteuert.

Mit einer Steuerreform könnte die zuneh'
mende Kluft zwischen einer verschwindend
kleinen Minderheit und den großen Teilen fler
Bevölkerung zumindest teilweise vermindert
werden.

Nach dem Etatentwurf für 1980 rarürde der un'
terste Gehaltsempfänger von seinem
6600Türkische Lira fIL) Bruttogehalt nach
den Abzügen nur noch 3 627 TL und der höch'
ste Gehaltsempfänger von 23 100 TL Bruttoge-
halt nach den Abzügen I 429 TL netto erhal'
ten3o). Umgerechnet beträgt somit das Min-
dest-Netto-Monatsgehalt der Beamten 82 DM'
das höchste Nettogehalt 214 DM3r).

Die Militärregierung verabschiedete eine
Reihe neuer Steuergesetze, die vor allem die
Steuerhinterziehungen mindern und eine ge-
rechtere Steuerverteilung bewirken sollen. Sie
sind zwar noch weit entfernt davon, als ein
Steuerreformpaket bezeichnet werden zu kön-
nen, beinhalten aber durchaus positive An-
sätze in die richtige Richtung32).

Die krassen Eigeniums- und Besitzverhält'
nisse und die sich vertiefende materielle und
soziale Kluft zwischen den unteren und obe-
ren Einkommensgruppen haben in den letzten
Jahren die soziale Basis der türkischen Gesell-
schaft empfindlich getroffen.

In den letzten Jahren wurde es zur üblichen
Praxis der Regierungen, die Streikbeschlüsse

der Gewerkschaften aufgrund des Ausnahme'
zustandes oder mit Hilfe von Kabinettsbe-
schlüssen solange wie möglich zu verschieben.
Bis zum Militärputsch am 12. September 1980
wurden 78 Streiks einmal, 28 zweimal und 2
Streiks dreimal insgesamt Iij'r 122 000 Arbeiter
verschoben. 206 Betriebe mit 54 266 Arbeiter
befanden sich im Streik. Das Militär verbot
alle Streiks mit einer Lohnerhöhung für Strei-
kende von 70 %33).

Die türkische Jugend leidet noch stärker un-
ter den schlechten sozialen und ökonomi'
schen Verhältnissen. Ihre Lage ist durch feh-
lende Arbeits-, Ausbildungs- und Studien-
plätze besonders erschwert. Inzwischen ist es
soweit gekommen, daß von l0 Studienbewer'
bern nur einer einen Studienplatz an einer
Hochschule erhält. Durch Ausschreitungen in
den Hochschulen und in den letzten Jahren
sogar in den Schulen wird das gesamte Erzie-
hungs- und Bildungswesen vor allem seit 1975
besonders beeinträchtigt. Die Hochschulen
bleiben fast die Hälfte der Zeit infolge der po-
litischen Ausschreitungen geschlossen.

Nur mit Hilfe großer Anstrengungen und
letztlich vor allem mit Hilfe guter Beziehun-
gen erhalten die Hochschulabsolventen einen
Arbeitsplatz oder eine Arbeitsstelle. Unter
Hunderttausenden von arbeitslosen Jugendli-
chen, Abiturienten ohne einen Studien- und
Arbeitsplatz sowie unter Tausenden von ar-
beitslosen Hochschulabsolventen herrscht
eine zunehmende und wegen ihrer Lage gut
verständliche Unzufriedenheit. Sie stellen den
Zündstoff für zunehmende politische Gewalt-
akte der letzten Jahre dar.

1946 ging die Phase des,,Einparteienstaates" in
der Türkei zu Ende. Seitdem wird die Türkei
nach dem Muster des westlich-parlamentari-
schen Systems regiert. 1950 wurde endgültig
die alleinige Herrschaft der von Mustafa Ke-
mal (Atatürk) 1923 gegründeten,,Republikani'
schen Volkspartei" (CHP) von der ,,Demokrati-
schen Partei" (DP) abgelöst. Damit begann in
der Türkei eine neue Periode mit eindeutiger
Ubernahme des US-amerikanischen Entwick-
lungsmodells.

Bereits gegen Ende der 60er Jahre geriet die
Türkei mit ihrer Zahlungsbilanz in Schwierig-
keiten und erlebte nach der großen Abwer-

III. Die politische Lage in der Türkei

tung 1958 eine starke Inflation. Die zuneh-
mende Unzufriedenheit der Bevölkerung ver'
,suchte die Regierung unter Führung des Mini-
rsterpräsidenten Menderes mit weiteren Zuge-
rständnissen an feudal-klerikale Kräfte und mit
rRepressalien gegen die Oppositionellen zu
kontrollieren.
Durch das Eingreifen des Militärs am 27. Mai
1960 wurde die Menderes-Regierung gestürzt.
Nach einem Prozeß wurde der Ministerpräsi-
dent gemeinsam mit dem Außen- und Innen-
minister wegen verfassungswidriger Handlun-
gen erhängt. Das bis dahin streng kemalistisch
orientierte Militär sah in der Regierungspra-
xis der,,Demokratischen Partei" eine Abkehr
von kemalistischen Prinzipien; daher wurde
die,,Demokratische Partei" Verboten.
,t) Vgl. Qa[da9 Toplum. Monatszeitschrift für Poli-
tik, Berlin, Januar-Februar 1981, S.24.

30) Vsl. Y. Dolan, Cumhuriyet, 1. Dezember 1979'
sti Näch der lünesten Abwertung der türkischen
Lfra A_nfans Jünilggo 1 DM - 44,85 TL.
.r) Vgl. Hüiriyet, 6. u. 7. Januar 1981, S.7.
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Auf breiter Basis wurde eine neue, demokrati'
sche Verfassung vorbereitet und am 9. Sep-
tember 1961 vom türkischen Volk mehrheit'
lich angenommen. Die neue türkische Verfas-
sung orientierte sich an dem Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland und der Verfas-
sung der Schweiz.

Anfang 1961 wurde anstelle der verbotenen
,,Demokratischen Partei" als echte Erbin - so
die eigene Darstellung - die ,,Gerechtigkeits-
partei" (AP) gegründet.

Die Parlamentswahlen im Oktober 1961 brach'
ten für keine der Parteien eine Mehrheit, so
daß drei Koalitionsregierungen und eine Min'
derheitsregierung bis zu den nächsten Wah'
len an der Macht waren. Die stärkste Fraktion
bildete die Republikanische Volkspartei CHP
unter Führung von Ismet Inönü.

Die \Alahlen von 1965 und 1969 brachten der
,,Gerechtigkeitspartei" (AP) unter Führung De'
mirels eine deutliche Mehrheit'

Im Gegensatz zur,,Demokratischen Partei" ha'
ben die großen Industrie-, Handels- und Fi'
nanzkreise in der,,Gerechtigkeitspartei" ein
deutliches Ubergewicht, während in der De-
mokratischen Partei die Macht aus einer Ko'
alition zwischen den Großgrundbesitzern und
Industrie- und Bankkreisen geteilt war.

Eine große Wählerschaft fand die Gerechtig-
keitspartei vor allem bei der Bauernschaft, bei
der der Einlluß der Religion weiterhin sehr
stark ist. Die Bauernschaft wurde von der Ge-
rechtigkeitspartei - auch mit Unterstützung
des Klirus - mittels einer teils offenen, teils
versteckten Anti-Laizismuspolitik mit Erfolg
gewonnen.

Wie auch immer die Politik der Gerechtig-
keitspartei 1965 bis l97l zt:' bewerten ist - sie
kanrrals eine sowohl ökonomisch als auch po-
Iitisch stabile Phase, wie auch 1950 bis 1960' in
dBr Epoche des Mehrparteiensystems angese-
hen werden. Allerdings wurden besonders in

diesen Jahren die Keime der heutigen Wirt-

schalts- und Gesellschaftskrise in der Türkei

sätze zwischen den unteren Einkommens'
gruppen und der herrschenden Klasse'

Für die Regierung waren die von der Verfas-
sung gewährten Freiheiten und Rechte zu

weit-gÄend; von Anfang an wurde ihre Be-

schneidung verlangt.

Der zunehmende Widerstand der breiteren
Teile der Bevölkerung sowie die deutlichen
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Anzeichen der Wirtschaftskrise, die eine Ab'
wertung der türkischen Währung (von 84 %)
zur Folge hatten, führten erneut zum Eingrei-
fen des Militärs am 12. März 1971.

Nach dem Eingreifen des Militärs 1960 wurde
eine Reihe von Maßnahmen von US-Experten
entwickelt - zur Integrierung des Militärs in
die herrschende Klasse des bestehenden Sy'
stems vorgenommen und rasch in die Praxis
umgesetztla). Vor allem die materiellen und
sozialen Lebensbedingungen der höheren Of-
fiziere wurden soweit verbessert, daß sie zu
den Spitzehverdienern in der Beamtenhierar-
chie gezählt werden können.

Diesmal hatte das Eingreifen des Militärs da-
gegen den Charakter eines maskierten Fa'
J.[i.-rrc. Mit Hilfe des ausgerufenen Ausnah-
mezustandes wurde gegen die sich zuneh'
mend förmierende demokratische, linke Op'
position mit harten Repressalien vorgegangen.
Tausende von Menschen wurden verhaftet,
oppositionelle Zeitungen und Zeitschriften, so
elwa die sozialistisch orientierte,,Arbeiterpar'
tei der Türkei" (TIP) verboten, die Armee von
progressiven Offizieren gesäubert. Zugleich
wurden durch eine Reihe von Anderungen in
derVerfassung manche Rechte und Freiheiten
beschnitten. Gleichzeitig wurden offensive
Aktivitäten der rechts-extremistischen Kräfte
nicht nur geduldet, sondern mittelbar unter-
stützt. Insbesondere nach 1971 begannen sich
die Faschisten in den Ausbildungslagern in
verschiedenen Teilen des Landes für die pro'
grammatisch-politischen Mordanschläge zu
schulen.

1. Labile und verschärlte
politische Verhältnisse

Mit einem Memorandum des Militärs am
l2.März 1971 wurde die Regiening Demirels
zum Rücktritt aufgefordert, was unmittelbar
danach auch erfolgte, um mit Hilfe der,,über-
parteiischen Regierungen" der Lage Herr zu
werden. Die Differenzen über den politischen
Charakter des militärischen Eingreifens führ-
ten in der Republikanischen-Volkspartei unter
Führung von Ismet Inönü zu einer Spaltung.
Ecevit, seinerzeit Generalsekretär der Partei,
lehnte jede Zusammenarbeit in den,,überpar-
teiischen Kabinetten" ab und erlangte durch
den Sturz Inönüs auch den Vorsitz in seiner
Partei.

Nach der Abspaltung ihres rechtesten Flügels
hatte sich die Partei programmatisch nach
links orientiert. Von einer Mitte-Links Partei

sr; Vgl. H. Keskin, Die Türkei .., a. a. O' S. 237 bis
240.
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wurde die CHP zu einer,,demokratisch-linken
Partei" entwickelt, einem politischen Standort
der mit der Sozialdemokratie vergleichbar
wäre.

Trotz Repressalien und Einschüchterungen
gegen die demokratischen Kräfte oder gerade
deshalb brachten die Wahlen vom Oktober
1973 für die Republikanische Volkspartei un-
ter dem Vorsitz Ecevits einen bedeutenden Er-
folg.

Die CHP wurde bereits 1973 die größte politi-
sche Partei der Türkei. Sie erhöhte ihren Stim-
menanteil von 27,4 % 1969 auf 33,3 % 1973 und
auf 41,40/o 1977, Die Gerechtigkeitspartei
mußte dagegen erhebliche Stimmenverluste
hinnehmen; von 46,5 0/o 1969 auf 36,9 0/o 1977.
Sie verlor einen bedeutenden Teil ihrer Stim-
men bei den Wahlen 1973 vor allem an zwei
neue Parteien, die sich infolge von Abspaltun-
gen der Gerechtigkeitspartei gründeten: die
,,Nationale Heilspartei" (MSP) und die ,,Demo-
kratische Partei" (DP).

Während die Gründung der,,Demokratischeu
Partei" aus reinen Führungsstreitereien erfolg-
te, ist die Gründung der,,Nationalen Heilspar-
tei" (MSP) auf ökonomisch-soziale und ideolo-
gische Hintergründe zurückzuführen. Diese
Partei scheint neben der CHP und der AP als
dritter Machtfaktor in der politischen Land-
schaft der Türkei ihre Existenz auf längerfri-
stig zu sichern.

Die orthodox-islamisch orientierte MSP unter
Führung Erbakans basiert aus Klasseninteres-
sen der Kleinhandels- und Kaufleute, der
Handwerker und Kleinunternehmer Anato-
liens. Diese Schichten haben im Laufe der
Jahre ihren Einfluß in der Gerechtigkeitspar-
tei verloren und den Interessenkonflikt mit
der Wirtschaftspolitik der großen Industrie-,
Handels- und Finanzkreise, die sehr eng mit
den ausländischen Kapitalkreisen zusammen-
arbeiten, erkannt. Einerseits leiden die klei-
nen und mittleren Handels- und Kaufleute
und Unternehmungen sowie die Handwerker
unter Konkurrenzbedingungen mit den neu
entstehenden kapitalistischen Produktions-
verhältnissen, andererseits aber spüren sie am
eigenen Leibe die Folgen der Kredit- und
Steuerpolitik zugunsten der großen Industrie-,
Handels- und Finanzkreise, die unter Führung
Demirels konsequent verfolgt wurde.

Ideologisch entdeckte die MSP die Macht der
Religion und bot den klerikalen Kräften die
Alternative eines,,islamischen Erneuerungs-
prozesses" an. Die offen anti-laizistische, anti-
westliche Orientierung soll zugleich durch in.
tensivere Zusammenarbeit mit den islami-
schen Staaten ergänzt werden. Da diese reli-
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,giös gefärbte ldeologie auf konkreten mate-
riellen Interessen mancher sozialer Schichten
basiert, wird die MSP ihre Kraft weiterhin be-
wahren können.

Eine wichtige Entwicklung nach lgTl erfolgte
auch bei der rechtsextremistisch orientierten
,,Nationalistischen Bewegungspartei" (MHP).
Die MHP konnte ihre Stimmen von 3 % 1969
auf 6,4 0/o 1977 steigern. Diese Entwicklung ver-
dankte die MHP der großzügigen Unterstüt-
zung der Gerechtigkeitgpartei unter dem Vor-
sitz von Demirel. Offensichtlich bei der mili-
tant geschulten terroristisch-paramilitäri-
schen Kommandoorganisation der MHP (be-
kannt als Graue Wölfe) entdeckte die Führung
der Gerechtigkeitspartei die Macht, welchö
gegebenenfalls gegen die linken Kräfte einge-
setzt werden sollte.
So räumte Demirel der MHP bei seiner ersten
,,Nationalistischen Front"-Regierung zwei
wichtige Ministerposten ein, obwohl die MHP
nur drei Sitze im Abgeordnetenhaus besaß
und Demirel auf diese Stimmen nicht einmal
angewiesen war.

Die erste,,Nationalistische Front"-Regierung
wurde mit Beteiligung aller Parteien iä rech-
ten Lager im März 1975 gebildet, nachdem die
Koalition der Republikanischen Volkspartei
mit der ,,Nationalen Heilspartei,, nach sieben
Monaten scheiterte.
Die in den letzten Jahren entstandene bürger-
kriegsähnliche politische Lage vor dem Ein-
greifen des Militärs ist primär auf die Politik
der ersten,,Nationalistischen Front"-Regie-
rung vom März 1975 bis Juni 1977 unter Mini-
sterpräsident Demirel zurückzuführen. In die-
sem Zeitraum wurden Hunderte Opfer ,politi-
scher' Mordanschläge. Der organisierte politi-
sche Terror ging vorerst ausschließlich von
der Ju gendorganisation der,,Nationalistischen
Bewegungspartei" aus. Die Terror- und Mord-
anschläge der Grauen Wölfe wurden gerade
auch dadurch ermutigt, daß die Mörder nicht
gefaßt und die ständigen Brutalitäten der
Grauen Wölfe sehr oft unter Duldung der Si-
cherheitskräfte geschah. Dem Führer der
MHP, Türkes, unterstand als stellvertreten-
dem Ministerpräsidenten die türkische Ge-
heimdienstorganisation (MIT), die den Verbre-
chen tatenlos zusah und somit praktisch still-
schweigend mittelbar unterstützte. Sehr oft
wurden anstelle der Angreifer die Angegriffe-
nen von der parteiischen Polizei festgenom-
men und mißhandelt.

Bei ihren Aktivitäten genossen die Grauen
Wötfe die volle Unterstützung der MHP; die
MHP dagegen hatte die volle Rückendeckung
des rechten Flügels der Gerechtigkeitspartei
unter Führung des Ministerpräsidenten Demi-
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rel. Es kam so weit, daß die Regierung die
Grauen Wölfe als,,Ersatztruppe" zur Stärkung
der schwachen Polizei gegen die,,Vaterlands-
feinde", d. h. gegen alle Progressiven und Lin-
ken, proklamierte.

Die Terrorisierung der oppositionellen Kräfte
von seiten der Grauen Wölfe, mit Duldung
und Schonung der Sicherheitskräfte, provo-
zierte letztlich den Gegenterror von seiten
kleiner linker Gruppen, die die Sicherheit ih-
res nackten Lebens zu Recht nicht mehr ge-
währleistet sahen. Somit begannen Terror und
Gegenterror zu eskalieren.

Die Grauen Wölfe wurden aber auch gesetz-
widrig in wichtigen Staats- und Beamtenpo-
sten beim Ministerpräsidenten und bei zahl-
reichen'Ministerien eingestellt. Tausende als
Kommandos ,,Graue WölIe" in den Ausbil-
dungslagern getrimmte Personen wurden
nach einem schnelleu Lehrgang zu Polizisten
gemacht. Die Pädagogischen Hochschulen,
manche Universitäten und Fakultäten, man-
che Studentenwohnheime wurden zu Hoch-
burgen der,,Grauen'Wölfe", in die die nicht fa-
schistisch orientierten Studenten keinen Zu-
gang mehr fanden. Der Staatsapparat wurde
zunehmend regelrecht von den faschistischen
,,Grauen Wölfert" und von den militanten Mit-
gliedern der MHP besetzt. Es wurde ein Zu-
stand erreicht, der von vielen Publizisten und
Politikwissenschaftlern als,versteckter Fa-
schismus" bezeichnet wurde.

Dieser Zustand kam der Regierung Demirels
nicht ungelegen. Die alltäglichen Ausschrei-
tungen und politischen Mordanschläge rück-
ten nämlich so in den Vordergrund, daß die zu-
nehmende Wirtschaftskrise und die ver-
schärfte soziale Lage für viele weniger wichtig
wurde als die Sorge um die Sicherung des
nackten Lebens. Teile der Koalitionsregie-
rung, vor allem die islamisch orientierte ,,na-
tionale Heispartei", konnten diese gefährliche
Entwicklung im Lande nicht mehr tolerieren,
so daß im Juni 1977 vorzeitige Parlamentswah-
len stattfinden mußten

Auch diese Wahlen brachten für keine der
Parteien eine Mehrheit. Der CHP fehlten für
eine Mehrheit zwölf Sitze im Abgeordneten-
haus. Da sie aber die stärkste Fraktion im Par-
lament bildete, wurde sie mit der Bildung der
neuen Regierung beauftragt. Die Minderheits-
regierung Ecevits fand nicht die notwendige
Unterstützung und trat nach einem Monat zu-
rück.

Demirel gründete mit der MSP und MHP die
zweite,,Koalition der Nationalistischen Front-
Regierung", praktisch eine Fortsetzung der er-
sten ,,Nationalistischen Front-Regierungl
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Diese neue Regierung sah sich aber einer ver-
stärkten Opposition gegenüber. Ihre Machtba-
sis war noch schmaler geworden.

Die Wirtschaftskrise verschärfte sich zuneh-
mend. Abwertungen der türkischen Währung
gemäß dem Verlangen des IWF folgten rapide
Preissteigerungen. Manche Güter des tägli-
chen Bedarfs waren trotz höherer Preise nicht
einmal auf dem Markt zu haben. Zugleich nah-
men die Mord- und Terroranschläge, Bank-
und Raubüberfälle an Intensität zu.

Wegen der Zlryernkrise war die Regierung
auch außenpolitisch isoliert. Das Zlryernpro-
blem brachte außerdem ein militärisches Aus-
rüstungsembargo der USA mit sich.

Die regionalen Wahlen im Oktober 1977 ev
langten die Bedeutung von Parlamentswahlen.
Sie brachten der CHP einen großen Wahlsieg:
42von 67 Bürgermeisterposten in den großen
Provinzstädten der Türkei gewann die CHP.

Ecevit gründete daraufhin mit Unterstützung
von elf Uberläufern und einigen unabhängigen
Abgeordneten sowie mit Unterstützung der
zwei kleinsten rechten Parteien (mit drei Ab-
geordneten) erneut die Regierung.

Der türkische Staat war Anfang 1978 in jeder
Hinsicht ökonomisch, sozial, politisch und et-
hisch ruiniert: die fälligen Rückzahlungen in
kaum tragbaren Dimensionen, die große Ar-
beitslosigkeit, die hohe Inflationsrate, die
halbe Nutzung der Kapazitäten in der Indu-
strie und der große Energieengpaß auf der ei-
nen sowie der bürgerltriegsähnlich eskalierte
Terror auf der anderen Seite. Mit einer sehr
knappen und nicht vertrauensvollen Mehrheit
einen solchen Staat zu sanieren, setzte ein
sehr konsequentes Handeln in allen Berei-
chen voraus. Zuallererst mußte der von den
Grauen Wölfen teilweise besetzte Staatsappa-
rat, vor allem aber die Polizei. die Geheim-
dienstorganisation und zahlreiche Hochschu-
len gesäubert werden, um dem Terror im
Lande ein Ende bereiten zu können. Gleichzei-
tig mußten mutige Schritte zur Eindämmung
der Inflation und zur Durchführung einer
Steuerreform zur Minderung der schweren
Last der unteren Einkommensgruppen unter-
nommen werden.

Diese Maßnahmen wurden mit erheblicher
Verspättrng und mit großem Zögern partiell
durchzuführen versucht. Die Unentschlossen-
heit der Regierung Ecevit, gegenüber den Fa-
schisten und dem primär von ihnen ausgehen-
den und sich noch mehr ausweitenden Terror
vorzugehen, ermutigte diese Kräfte. Die vor-
her von den Faschisten größtenteils unterwan-
derten Polizei- und Geheimdienstorganisatio-
nen taugten selbstverständlich für die Be-
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iln ktimpfung des Terrors nicht, und sie waren
dazu auch nicht bereiL

Keine der vorgenommenen Maßnahmen der
Ecevit-Regierung konnte rechtzeitig und er-
folgreich weitergeführt werden. Der Steuerre-
formgesetzentwurf wie auch die Vorlage über
die Kontrolle der Mietpreise waren geschei-
terL Die Preise stiegen viel rascher als ie zu-
vor. Manche bereits auchvorher knappe Güter
des täglichen Gebrauchs fehlten noch im-
mer.

Die Regierung versuchte primär, mit den fälli-
gen Auslandsschulden fertig zu werden und
neue Kredite aufzunehmen, die Industrie mit
Ersatzteilen und Rohstoffen sowie mit Energie
zu versorgen. Die Verhandlungen mit dem
IWF dauerten ohue konkrete Ergebnisse a"-
Sclrließlich wurde manchen Forderungen des
IWF Folge geleistet, wie erneuten Ab*ertun-
gen der türkischen Währung von insgesamt
über 100 0/o und rapide Preissteigerungen bei
den \Maren der staatlichen Unternehmungen,
was wiederum die Verteuerung aller Preise
nach sich zog. Breite Teile des Volkes erlebten
eine tiefe Enttäuschung. Die Masse der Bevöl-
kerung wurde über die reale Lage nicht einmal
annähernd informiert. Ihr wurden vielmehr oft
kaum erlüllbare Versprechungen gemachl Es
zeigte sich, daß trotz des guten Willens die
CHP und die von ihr getragene Regierung den
großen Schwierigkeiten nicht gewachsen wa-
ren und sie keine Vorbereitungen für die Zu-
kunft getroffen hatten.

Die Wählerschaft reagierte sehr engagiert und
zeigte ihre bittere Enttäuschung bei den Teil-
senatswahlen sehr deutlich. Die CHP hatte im
Vergleich zu den Parlamentswahlen von lgTZ
Stimmenverluste von 11,2 0/o hinnehmen müs-
sen, während die Gerechtigkeitspartei und die
Nationalistische Bewegungspartei beträchtli-
che Stimmengewinne erreichen konnten3s).

Dies setzte der Regieruug Ecevit ein Zeichen' 
für ihren Rücktritt, weil sie auch durch Aus-
tritte aus eigenen Reihen und durch die ver-
sagte Unterstützung mancher übergelaufener
Abgeordneten keine Mehrheit mehr besaß.
Ende Oktober 1979 trat sie zurück.

Im November 1979 übernahm erneut eine vom
Ministerpräsidenten Demirel geführte Regie-
rung die MachL Sie war formal zwar eine Min-
derheitsregierung der Gerechtigkeitspartei,
wurde aber von den ehemaligen Koalitions-
partnern der ersten und zweiten,,Nationalisti-
schen-Front"-Parteien unterstützt. Daher kann
sie als dritte,,Nationalistische Front,,-Regie-
rung angesehen werden. Vor allem der Einfluß

") Vgl. Cumhuriyet, 16 Ekim 1979.
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der Nationalistischen Bewegungspartei auf
die Regierung war sehr groß.-

Die Regierung Demigels machte dem Volke in
einem lo0-Tage-Programm folgende Haupt-
versprechungeh: dem Terror und der Anar-
chie ein baldiges Ende zu bereiten, die Knapp-
heit der Gebrauchsgüter aufzuheben, die Inhä-
tionsrate zu senken, die unterste Lohngruppe
im neuen Etatvon Steuern zu befreien u"a-ne-
amtenversetzungen. aus politischen Gründen
zu_ untersagen. Danach würden die anderpn
Schwierigkeiten des Landes zu lösen sein sb).

Keines dieser Versprechen konnte in die Tat
u_mgesetzt werden. Im Gegenteil: Tgrror und
Chaos nahmen gravierend zu, die fehlenden
Gebrauchsgüter waren weiterhin größtenteils
nicht zu finden, die Inflationsrati erreichte
eine neue Rekordzahl, die Steuerlast der un-
tersten Lohngruppe blieb unangetastet 3?Iviel
mehr Beamte als ie zuvor wurden aus politi-
schen Gründen versetzt oder sogar e-ntlas-
sen 38).

2. Eskalierung des politisdren Terrors

Bereits unter dem Schutz des Ausnahmezu-
standes nach 1971 begannen die Grauen Wölfe
mit der Offensive: Linke Studenten wurden
täglich mit Waffen angegrilfen, mißhandelL
geprügelt, oft unter tatenlosem Zusehen der
Polizei. In Moscheen explodierten Bomben.
für die die Linke verantwortlich erklärt wurde,
um religiöse Menschen für eigene Aktionen
zu gewinnen. Bereits 1970 wurde das höchst
moderne und sehr kostspielige,,Kulturschloß,,
(Kültür Sarayi) in Istanbul in Brand gesetzt
und eiu Schiff versenkt und für diese Akte die
türkische Linke verantwortlich erklärt- ähn-
lich wie beim Berliner Reichstagsbrand von
1933.

Die MHP bot sich erfolgreich als Garantgegen
die angeblich unmittelbar drohende Ci6nr
der Machtübernahme durch die ,,Kommuni-
sten'an, von der in keiner Weise die Rede sein
konnte. Die MHP gewann aber oft wegen pro-
pagandistisch gut genutzter spektakulärer Ak-
tionen sowohl von seiten mancher Kapital-
kreise als auch von Teilen der Mittelschicht an
Sympathie.

In den letzten Jahren verfolgten die türki-
schen Faschisten das Ziel, die Machtüber-
nahme des Militärs in ihrem Sinne zu erzwin-
gen. Gerade deshalb erreichte die Eskalation
des Terrors und der Gewalt kaum mehr erträg-
liche Grenzen. Keine Person war sich ihrär

tt) Vgl.Cumhuriyet, 20. November 1980.
") y€I. Cumhuriyet, 20. Februar 1980, S. l.tt) Vgl. Cumhuriyet, 19. Januar 1980, S. l.
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nackten Existenz mehr sicher, nicht einmal zu
Hause. Zahlreiche bewaffnete Uberfälle fan-
den in den Kaffeehäusern, Wohnungen und
Linienbussen statt, in denen linke Gegner ver-
mutet und Hunderte von Menschen getötet
wurden. Oft wurde bewußt ziellos getötet, um
jeden Bürger zu beunruhigen.

In den Städten, in denen Kurden und Türken
oder A-leviten und Sunniten gemeinsam leben,
versuchten die Faschisten mit großem Erfolg,
rassische und konfessionelle Feindschaft zu
stiften. So erfolgten in Kahramanmaras, in Er-
zincan, in Sivas, in Corum zahlreiche Uberfälle
vor allem gegen Kurden und Aleviten, bei de-
nen Hunderte von Menschen bestialisch er-
mordet wurden.

Die Faschisten praktizierten ihre Pläne und
Vorhaben mit großem Erfolg. Insbesondere in
Provinzen mit gemischten türkisch-kurdi-
schen Bevölkerungsteilen traten sie als wahre
Vertreter der Türken gegen die Kurden und
Aleviten auf. So konnten sie in diesen Provin-
zen infolge der Spaltung zwischen Türken und
Kurden oder Aleviten und Sunniten große
Stimmengewinne erzielen.

Obwohl weit über zwei Jahre in den großen
und ,,kritischen" Provinzen der Ausnahmezu-
stand herrschte, mußten die Wohnviertel und
sogar die Straßen ähnlich wie in Nord-Irland
geteilt werden.

Seit Mai 1980 wanderten sogar Hunderte von
Familien aus der Stadt ,,Corum" aus" weil sie

durch zunehmenden Terror und zahlreiche
Uberfälle seitens der Grauen Wölfe ihres Le-
bens nicht mehr sicher waren 3r). Zu Recht
sprach Oppositionsführer Ecevit in diesem
Kontext von einem unerklärten, aber ausge-
brochenen ,,Bürgerkrieg in manchen Provin-
zen" des Landes ao).

Politische Mordanschläge waren bis Ende der
siebziger Jahre in der Türkei kaum bekannt.
Erst nachdem Hunderte von ,,Komma1d6s" -
Graue Wölfe - in paramilitärischen Lagern
für die Mordanschläge getrimmt worden wa-
ren, begann die Türkei - ähnlich wie viele
Länder Lateinamerikas - ein Land mit zuneh-
menden Opfern politischer Mordanschläge zu
werden.

Die Nichtwahrnehmung der Funktionen der
SicherheitskräJte und sogar deren häufige Par-
teiergreifung zugunsten der angreifenden
Grauen Wölfe nötigte eine Reihe linke Grup-
pen und Personen sich zu bewaffnen, um sich
selber zu schützen.

Es gab aber auch mdnche kleine linke Fraktio-
nen, denen der faschistische Terror ideolo-
gisch willkommen war, da sie durch die Eska-
lation des Terrors die Reifung der Vorausset-
,zungen für Klassenkämpfe erblickten. Diese
Zielsetzung entsprach aber in keiner Weise
den Voraussetzungen der Türkei.

Die Entwicklung der Opfer politischer Mord-
anschläge seit 1971 bis 3. September 1980ar):

' Januar bis Anfang September

Wie zu sehen ist, nahm die Zahl der Opfer der
politischen Mordanschläge seit 1975 stark zu.
Allein in den ersten acht Monaten des Jahres
1980 sind 1606 Menschen getötet worden. Die
Zahl der Opfer betrug im Januar noch 98 und
stieg im August auf 447.

Die türkischen Faschisten versuchen, mit
,,Pan-Türkismus", mit Nationalismus und Ras-
sismus, mit Antikommunismus, Antisemitis-
mus und mit ihrer Position gegen die Arbeiter-
rechte viele soziale Schichten, aber vor allem
auch die Kapitalkreise anzusprechen und zu
gewinnen.
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Ahnlich wie der Nationalsozialismus versDre-
chen sie in ihrem Parteiprogramm den Ar-
beitslosen Arbeit, den konstanten Einkom-
mensgruppen bessere Lebensbedingungen,
den verschwindenden Mittelschichten Beise-
rung ihrer Lage, den Kapital- und Finanzkrei-
sen gesicherte Entfaltungs- und Zukunftsvor-
aussetzungen, Sanierung der ganzen Wirt-

") Vgl. Hürriyet, 9. Juli 1980, S. l.oo) Vgl. Hürriyet, 9. Juli 1980, S. t.ot) Vgl. N. Ilicak, Die Eskalierune der Terroran-
schlqCg. T-ercüman,31.5. 1980, S. l,-vgl. auch Milli-
yet, 3.9. 1980, S. l.

l97r 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980'
t 7 1 7 1 5 3 34 90 259 1095 1368 1606
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ii schaft, vor allem aber Schaffung von Ruhe und
Ordnung, Verhinderung der Zersplitterung
der Türkei in ethnische Gruppen, politische
Stabilität, Bekämpfung des ethischen Verlalls
und Erreichung eines kontinuierlichen Erneu-
erungsprozesses in einer ruhmreichen ,,gro-
ßen" Türkei. Ihr Hauptslogan lautet:,,Wir wer'
den den letzten türkischen Staat vor dem Zu'
sammenbruch und Zerfall retten."

Die seit Jahren andauernde chronische Wirt'
schaftskrise und der dadurch beschleunigte
Lohn- und Gehaltsverfall seit 1971, vor allem
aber die labilen politischen Verhältnisse und
Regierungen, die mit dem eskalierenden Ter-
ror und Chaos nicht fertig werden konnten,
machten bei vielen Teilen der Bevölkerung
das Verlangen nach.einem,,starken Mann" zu-
nehmend deutlicher.

Das Versagen des Systems bei allen Aufgaben
rief bei sehr großen Teilen der Bevölkerung
Enttäuschung, Hoffnungslosigkeit und ein
steigendes Mißtrauen hervor, stärkte die
Uberzeugung, daß es nicht mehr so weiterge'
hen kann und auch soll.

Die demokratischen und linken Kräfte in der
Türkei sind sich uneinig und daher nicht in
der Lage, dieses große Vakuum der Hoff-
nungslosigkeit und Enttäuschung mit richti-
gen Ansätzen und Perspektiven zu füllen. Die
Faschisten versuchten dagegen, unterstützt
von großen Teilen der,,Gerechtigkeitspartei"
unter Führung des Ministerpräsidenten Demi-
rel, sich weiter zu stärken, sich besser zu orga-
nisieren, um im richtigen Zeitpunkt ihren Ge'
neralangriff vorzubereiten. So erhofften sie
auch, mit einem Eingreifen des Militärs de
facto an die Macht zu gelangen.

3. Die Machtergreifung des Militärs
aril 12. September 1980

Die bisherige Analyse über die ökonomischen,
sozialen und politischen Verhältnisse und
Vorgänge in der Türkei dürften eines deutlich
gemacht haben: So konnte und durfte es nioht
weitergehen. Dies war auch die Uberzeugung
breitesler Teile der Bevölkerung, basierend
auf ihrer von Tag zu Tag unerträglicher und
zugleich aussichtsloser werdenden ökonomi'
schen und sozialen Lage. Die zunehmende und
jeden Menschen tief beunruhigende Eskalie-
rung des Terrors vermochte iedoch der Bevöl-
kerung ihre schwere sozialökonomische Last
einer Inflationsrate von ilber 100 Prozent und
einer Arbeitslosigkeit von über 20 Prozent als
zweitrangig erscheinen lassen. Somit er-
reichte die,,Nationalistische Bewegungspar-
tei" (MHP) von Türkes und ihre Grauen Wölfe
ihr vorrangiges Ziel: Die Suche und der Ruf

t9

nach einem,,starken Mann" und die Forderung
nach Schluß mit diesen unerträglichen Zu'
ständen fand bei vielen Bürgern Aaklang.

Der bis zur Machtergreifung des Militärs re-
gierende Ministerpräsident Demirel hatte in
seiner Amtszeit die MHP und deren ,Jugend'
organisation", die Grauen Wölfe, tatkräftig un'
terstützt und sogar in ihren Terrorakten stets
ermutigt, weil gerade dadurch die Bevölke-
rung ihre ökonomischen und sozialen Pro-
bleme und Lasten nicht mehr als vorrangig be'
trachtete.

'Als aber die Terrorwelle sich nach der Ecevit-
Regierung auch bei der Regierung Demirels
über das ,,Erträgliche" hinaus ausweitete, war
es bereits zu spät, der Lage Herr zu werden.
Die wiederholten Angebote des Oppositions-
führers Ecevit, unter Ausschluß der MHP eine
Allparteien-Koalition zu bilden, um der aus'
sichtslos gewordenen sozialen, politischen
und ökonomischen Lage Herr zu werden, stieß
bei Demirel stets auf Ablehnung.

Die MHP unterstützte nach außen.hin die For'
derung Demirels, die Parlamentswahlen im
Oktober 1981 vorzuziehen, gleichzeitig berei'
tete sie mit ihr ergebenen Offizieren in der Ar-
mee einen Militärputsch vor, wie dies auch
von Ewen nach seiner Machtergreifung einige
Male bestätigt wurdea2). Mit der Behauptung'
die vorgezogenen Parlamentswahlen würden
die besiehende labile politische Lage kaum
verändern, lehnte die CHP diesen Vorschlag
ab.

Es war in der Tat kein Geheimnis, daß die
MHP den Parlamentarismus nur als Mittel
zum Zweck benutzte und die Erzwingung der
völligen Macht in den Strdßen, Wohnvierteln,
Studentenheimen, in den Hochschulen, den
öffentlichen Büros und Betrieben, den Fabri-
ken vor allem mit Hilfe der ihr treuen und or'
ganisierten Ofliziere in der Armee suchte.

Gesttitzt auf reichliche Belege wird in der
945 Seiten umfassenden Anklageschrift des
Militärgerichtes Türkeg, seiner Partei und sei-
ner Jugendorganisation,,Idealistenvereine"
(Graue Wölfe) versuchter Umsturz der verfas-
sungsmäßigen Ordnung, Hunderte von politi'
schen Mordanschlägen, Provozierung von bür-
gerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen,
Spaltung des Volkes in verfeindete Lager mit
kriminellen Methoden, Unterwanderung der
staatlichen Institutionen usw. vorgeworfen'

Die Anklageschrift liefert Belege und Hin-
weise darauf, daß die ,,Idealistenvereine" vom
Parteiführer Türkeg direkt gelenkt, in ihren
Aktionen auf seinen Befehl gehandelt haben.

") Vgl. Milliyet, 4. Oktober 1980.
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Die direkten Verbindungen der MHP und
der,,Idealistenvereine" in der Bundesrepublik
werden auch durch die Anklageschrift unter-
mauerta3).

Ein durchaus möglicher, von der MHP geleite-
ter Militärputsch dürfte höchstwahrschein-
lich zu einer Spaltung innerhalb der türki-
schen Armee und somit zum Bürgerkrieg füh-
ren. Die verheerenden Folgen einer solchen
Entwicklung brauchen hier nicht erläutert zu
werden.

Den Argumenten kann sicherlich schwer wi-
dersprochen werden, daß es unter den gegebe-
nen Umständen zur militärischen Machtüber-
nahme schließlich keine Alternative gab, die
Demokratie zur reinen Fassade verkommen
war, das Land sich im totalen Chaos befand,
das Parlament total zerstritten war und in 110
Wahlgängen keinen Staatspräsidenten zt
wählen und kein einziges der 1275 anstehen-
den Gesetze zu verabschieden vermochte, wie
dies immer wieder aus dem Munde der Gene-
ralität zitiert und vorgeführt wirdaa).

Beschreibt man diesen Zustand, der das Ein-
greifen des Militärs für unumgänglich ge-
macht hatte, so müssen und dürfen notwendi-
gerweise auch nicht die Ursachen, welche ei-
nen solchen Zustand, eine solche ökonomi-
sche, soziale upd politische Lage heranreifen
ließen, ignoriert und Ursachen mit Wirkungen
verwechselt werden.

So werden sehr oft die unerträglichen Zu-
stände vor der Machtergreifung des Militärs
als Rechtfertigung genannt. Es wird dabei au-
ßer acht gelassen, wie es eigentlich dazu ge-
kommen war, daß überhaupt eine solch uner-
trägliche Lage entstanden war. In diesem Zu-
sammenhang iqt zu fragen, was die Gründe der
Entstehung des Terrors und der bürgerkriegs-
ähnlichen Auseinandersetzungen waren. Be-
stehen nicht kausale Beziehungen zwischen
den miserablen sozialen und ökonomischen
Verhältnissen vor allem in den siebziger Jah-
ren und dem Terror; ebenso wie zwischen dem
Terror und den verantwortlichen Kräften für
eine solche Entwicklung, die vom Terror poli-
tisch profitieren wollten? Es müßte erlaubt
sein, noch konkreter zu fragen, weshalb ei-
gentlich das System in der Türkei seit nun-
mehr drei Jahrzehnten nicht fähig ist, die Ar-
beitslosigkeit von weit mehr als 10 bis l5 Pro-
zent zu mindern, die zunehmende Spaltung
zwischen den verschiedenen sozialen Grup-

pierungen lu bremsen und die längst fälligen
Reformen einzuleiten?

Tatsache bleibt, daß die internationalen Kapi-
talkreise und Organisationen die Chance der
in Ansätzen reformwilligen Regierung Ecevit
blockierten und somit den Weg mittelbar zur
Vertiefung der Krise und zur Eskalation des
Terrors freimachten. Daß dies in Kürze zur
Machtergreifung des Militärs führen mußte,
war für die Kenner der Verhältnisse der Tür-
kei klar.

In diesem Kontext bleibt die Frage offen, wie
weit diese Kreise nicht auch den Militär-
putsch einkalkuliert haben. Wenn dies der
Fall wäre, was der obiektiven Lage zumindest
nicht widerspricht, so ist zu fragen, was eigent-
lich diese Machtergreifung des Militärs lei
sten kann?

Unsere Abhandlung dürfte gezeigt haben, daß
die ökonomische, soziale, politische und ge-
sellschaftliche Krise der Türkei strukturell
und tiefgreifend ist und daher auch die ge-
samte Gesellschaft erfassende radikale Struk-
turveränderungenr d. h. ein Paket von sich ge-
genseitig ergänzenden Reformen erforderlich
macht. Die Verwirklichung der strukturellen
Reformen ist aber kaum denkbar, ohne eine
konsequente Politik gegen die Interessen der
herrschenden Klasse der Türkei und zugleich
eine den Interessen des Landes entspre-
chende und vom Ausland unabhängige Politik
zu betreiben.

,,Die Bewahrung der nationalen Integrität, die
Wiederherstellung der nationalen Einigkeit,
des sozialen Friedens und der Autorität des
Staates, die Beseitigung der Hindernisse für
das Funktionieren eines sozial gerechten, frei-
en, die Menschenrechte respektierenden, lai-
zistisch-republikanischen Regimes"ns), dies
sind zusammengefaßt die proklamierten Ziele
des Militärputsches. Als wichtigstes Mittel zur
Verwirklichung dieser Ziele wurden genannt:
Ausarbeitung einer neuen Verfassung, eines
neuen Wahl- und Parteiengesetzes, eines
neuen Strafgesetzes, welches den Terror ver-
hindert, Erleichterung der Wahl des Staats-
präsidenten sowie ein neues Gesetz über die
Neuordnung der Beziehungen zwischen Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern aG).

Ende Oktober 1980 trat eine neue, aus sieben
Artikeln bestehende, provisorische Verfas-
sung in Kraft, wodurch zwar die Beibehaltung
der Verfassung von 1961 mit ihren itnderun-
gen bis zur Ausarbeitung der neuen Verfas-
sung bejaht wird. Gleichzeitig führt aber die

rs1 Vgl. Cumhuriyet, Milliyet und Hürriyet vom
18.9. 1980.
a6) Vgl. Ebd.

it)-Yel..Wir veröffentlichen die Anklageschrilt der
MHPin: Cumhuriyet, 22.,23.,24. u. 25. August 1981,
S.6  und ? .
tt) Vgl. d Kohlschütter, ,Noch sind die Menschen
der Armee dankbar". in: Die Zeit, 3l.Juli 1981.
s.4.
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neue provisorische Verfassung die alte ad ab'

surdum, da alle Maßnahmen und Gesetze des

,,Nationalen Sicherheitsrates" (er besteht aus

einer fünfköpligen Militärführung), sowie des

neuen Kabinetts,,nicht als verfassungswidrig
angesehen werden dürfen und die Einschal'
tuig des Verfassungs' und Verwaltungsge'
richtes nicht in Frage kommf'a7).

Die zitierten Zielsetzungen der Militärfüh-
runs beschränken sich, wie zu sehen ist' ledig'
licti auf ein formal'rechtliches Gerüst des

Staates, aber nicht auf ökonomische oder so-

ziale Erneuerungen und Reformen. Hierbei er'

klärten die neue-n Machthabelwiederholt' daß

sie auf wirtschaltlichem und außenpolitischem
Gebidt eine Weiterführung der Politik des von

ihnen gestürzten rechtskonservativen Kabi'

netts Dämirel festhalten wollen.a8) Zur Bestä-

tigung und als Garant dieser Politikwurde der

lJitenäe Wirtschaftsberater und Staatssekre'
tär der Regierung Dbmirels' Turgu] Ozal zum

stellvertreienden Ministerpräsidenten im

neuen Kabinett der Militärs ernannt.

Es wäre nicht exakt' wenn hier nur betont
würde, daß die Militärführung lediglich das

ökonomische und außenpolitische Programm
Demirels übernommen hat und fortsetzen will'

Auch, und insbesondere gerade die i'n Aus'

sicht gestellten rechtlichen Veränderungen
sind sät 1965 stets wiederholte Ziele der,,Ge-
rechtigkeitspartei" und .deren Vorsitzenden
Demiöl gewesen. Er fand aber für solche
qrundlesenden Anderungen der Verfassung
äi.ftt aiä notwendige ZweidrittelmehrheiL

Das, was ietzt von der Militärführung also

nicht nur' ökonomisch und außenpolitisch'
sondern auch für die rechtliche Ge'staltung
des Staatswesens vorgenommen worden ist,
war das Ziel der konseryativen KräIte in der
Türkei, die die demokratisch-liberale Verfas-
sung von 1961 für die Türkei,,zu luauriös" fan'
den.

Hierfür genügt es, sich die bereits gesetzlich
f estgelegle Stmktur der,Jrerf assunggeb-enden
Veriammlung" (Kurucu Meclis), sowie die ge-
sei,zlich fixierten,"Arbeitsbedingungen" der
neuen Verfassung, das Parteien'und Wahlge-
setz, vor Augen zu führen.

ot) Vgl. Milliyet, Cumhuriyet und Hürriyet vom
29. Oktober 1980.
;t-ünt. Staa"utsche Zeitung und Der TagessPiegel

"6. 
To. g. 1980, S.2 u' 3,vgl. auch Cumhuriyet, Milli'

yet und Hürriyet vom 18.9. 1980.
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Am 29.Juni 1981 verabschiedete der aus fünI
Generälen bestehende,,Nationale Sicherheits-
raf'ein Gesetz, daß die Einberufung und Kom'

die Gouverneure dreimal mehr empfehlen, der

"Nationale Sicherheitsraf', unter ihnen ieweils
einen auswählen soll. Zwei vom ',Nationalen
Sicherheitsrat' verabschiedete Gesetze ver-
bieten den Funktionären und Mitgliedern der
Parteien iegliche politische Betätigung und
MeinungJaüßerung über die Arbeit des ,,Na-
tionalen Sicherheitsrats" uud der Regierung.

Wie diese Gesetze deutlich zeigen, wird die
neue Verfassung, das neue Wahl- und Partei'
engesetz, kurz: die zukünftige Ausgestaltuug
deiDemokratie in der Türkei, unter der strik-
ten Regie des,Nationalen Sicherheitsratb", un'
ter Aulschluß aller demokratischen Parteien
und Verbände sowie durch Unterdrückung je-

der Art von Kritik erfolgen. Ein Kommentar
über die Qualität der ;verfassunggebenden
Versammlung" sowie der gesetzlichen Bedin'
gungen dürfte sich wohl erübrigen.

Eines kann aber bereits heute ohne Schwierig-
keiten prognostiziert werden: Diese ,,Demo'
kratie äla Generalitäf'wlrd, wie die bisherige
Praxis belegL die Grundrechte und Freiheiten,
die den Bestand einer wahren Demokratie
voraussetzen, weitgehend beschneiden und
einengen. Ein nach Ermessen und Gutdünken
des Mlitärs, formal legal zusammengesetztes
und auch zukünltig dirigierbares Regime wird
mit einer ,demokratischen" Fassade ge-
schminkt sein. Gerade dieser Aspekt ist der
Kern meiner Kritik an der Militärjunta und ih-
rer Machtausübung.

Es ist in diesem Kontext zu fragen, weshalb ei-
gentlich Tausende von Demokraten und Lin-

' 
[,en, von Verlegern, Gewerkschaftern, Leh-
rern, Arbeitern, Senatoren, Bürgermeistern,
die mit dem Terror in keiner Weise zu tun ge'
habt haben, seit der Machtergreifung immer
noch in Haft sind. Weder der Senator Ahmet
Yildiz, noch der Bürgermeister von Ankara'

l:)rytr. 
den Gesetzestext in: Milliyet, 2.Juli 1981.
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list Ilhami Soysal, um nur einige in der Türkei
sehr populäre Namen zu nennen, haben mit
dem Terrorismus in der Türkei irgendwelche
Gemeinsamkeiten gehabt. Im Gegenteil - sie
haben sich stets gegen Terroraktionen ge-
wandt. Empörend ist das Verbot aller opposi-
tionellen gewerkschaftlichen Aktivitäten so-
wie die laufenden Prozesse gegen ihre führen-
den Mitglieder. Die Militärstaatsanwaltschaft
von Istanbul hat bereits für 52 der führenden
Mitglieder von DISK die Todesstrafe bean-
tragt.

Glaubwürdigen Informationen zulolge beste-
hen unter der Führung der Generalität erheb-
liche Differenzen beim Vorgehen gegen die
Urheber des Terrors und die unmittelbar
schuldigen Terroristen. Um die wahre Quelle
des Terrors, die MHP-Führung und ihre Mit-
glieder, bestrafen zu können, wird versucht,
mit Prozessen gegen unschuldige Demokraten
und Linke eine Art Balance herzustellen.

Die herrschende Klasse der Türkei erweist
sich seit Jahrzehnten unfähig, die grundlegen-
den demokratischen Norrnen der westlichen
Industriestaaten zu akzeptieren, zu denen sie
sich stets zugehörig zu fühlen behauptet. Sie
hat nie begriffen, daß die westlichen Demokra-
tien nicht nur aus einer rein kapitalistischen
Marktwirtschaft bestehen, sondern diese
westliche Gesellschaftsordnung längst über-
wunden wäre, wenn die seit mehr als 100 Jah-
ren schrittweise eingeleiteten ökonomischen,

sozialen und rechtlichen Reformen genauso
wie in der Türkei bis heute blockiert worden
waren.

Daher scheint es völlig unbegründet zu sein,
für die Türkei auch dieses Mal einen Ausweg
mit Hilfe des Militärputsches zu erhoffen.
Diese Polit ik versucht, die Mücken einzeln zu
bekämpfen, anstelle deren Quelle, den Sumpf
also, beseitigen zu wollen, wie es einmal der
Journalist Mumcu bildhaft formulierte.

Sicherlich kann nicht nach einem Jahr über
die Ergebnisse der Wirtschaftspolitik der Mili-
tärherrschaft ein Urteil gefällt werden, jedoch
zeigt nicht nur die konsequente Fortsetzung
des ökonomischen Programms der Regierung
Demirel, sondern auch alle inzwischen einge-
leiteten Maßnahmen sehr deutlich, daß die
neuen Machthaber an erster Stelle an ihren
Mißerfolgen auf dem ökonomisch-sozialen
Gebiet scheitern werden.

Die Qualität des Eingreifens des Militärs und
die zu erwartenden Resultate sind nur die eine
Seite der Medaille. Die andere Seite ist, wie
der belgische Ministerpräsident es formulier-
te, die: ,,Jeder Staatsstreich ist ein Schlag ge-
gen die Demokratie, ein Schlag gegen die De'
mokraten aller Länder.'so; Nicht allein die wie-
derholten Staatsstreiche in den Entwicklungs.
gesellschaften, sondern deren Ursachen müß-
ten von allen Demokraten entschieden be-
kämpft werden.

IV. Schlußfolgerungen und Prognose

Die Türkei steckt Anfang der achtziger Jahre
in einer großen Wirtschalts- und Gesell-
schaftskrise. Die durch die Ubernahme des
US-amerikanischen Entwicklungsmodells im-
portierten neuen Maßstäbe und Wertvorstel-
lungen entsprechen jedoch nicht den Erfor-
dernissen und Bedürfnissen der Türkei. Bei ei-
ner nur oberflächlich-kurzfristigen Betrach-
tungsweise könnten sie vermeintlich zwar
eine nützliche und brauchbare Funktion zei-
gen, eine genaue Analyse und vor allem prak-
tische Erfahrungen haben erwiesen, daß sie ei-
nem langfristig gesunden Entwicklungsprozeß
der Türkei nicht gemäß sind.

Die grundlegenden Fehler zeigen sich heute
deutlich darin, daß dieses Entwicklungsmo-
dell
- die vorhandenen Ressourcen des Landes
weitgehend ignoriert'

- gins weit über das Notwendige hinaus vom
Ausland strukturell abhängige Wirtschaft auf-
baut,
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- für ein Entwicklungsland wie die Türkei
vorerst nicht brauchbare Konsumbedürfnisse
mit sich bringt,

- die vorhandene Dynamik zu einem Erneue-
rungsprozeß und den notwendigen Reformen
den Weg blockiert,
- die materielle und soziale Kluft zwischen
den Klassen und Schichten in der Gesellschaft
vertieft und somit den Konflikt schürt und
schließlich

- durch die Dauerhaftigkeit der Krise und die
Ausweglosigkeit aus der Wirtschafts- und Ge-
sellschaftskrise die positiven Eigenschaften
und Werte in der Gesellschalt zunehmend
zer stört.

Es ist kein Zufall, wenn bei der Energieerzeu-
gung die reichlich vorhandenen Landesres-
sourcen Wasserkraft und Braunkohle ver-

'o) Vgl.Theo Sommer, Zahlen für eine eetürkte Re-
publik?. Die Zeit,  19.9. 1980, S. 1.
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nachlässigt werden und an deren Stelle das
importierte Erdöl Verwendung findet, Es ist
auch nicht Unwissen, wenn dib aufgebaute In-
dustrie weder den Erfordernissen des Landes
angemessen ist noch ohne importierbare Er-
satzteile funktionsfähig ist. Es war auch keine
irrtümliche Investitionslenkung, anstelle ei-
ner sich zunehmend selbst versorgenden Pro-
duktionsgüterindustrie eine vom Ausland
stark abhängige Luxuskonsumgüterindustrie
aufzubauen. Es war und ist aber auch nicht die
Uberzeugung der Regierenden, im Interesse
des Landes gegen jegliche Erneuerung und
notwendige Reformen entschiedenen Wider-
stand zu leisten. Nein, diese Politik entsprach
und entspricht den Interessen der in. und aus-
ländischen Industrie- und Finanzkreise sowie
den privilegierten Eigentums- und Besitzver-
hältnissen. Dies war und ist Politik im Inter-
esse einer Minderheit auf Kosten der breite-
sten Teile der türkischen Bevölkerung.

Das US-amerikanische Entwicklungsmodell
hat in der Türkei versagt und seine Glaubwür-
digkeit bei der großen Mehrheit der Bevölke-
rung in ieder Hinsicht verloren.

Die Türkei verfügt über große Möglichkeiten,
die ihr bei einer konsequenten Korrektur die-
ser Fehlorientierung die Kontrolle über die
Krise, wenn nicht in kurzer, so doch in nicht
allzu ferner Zeit verschaffen könnten.

Eine konsequente Korrektur der Fehlorientie-
rung setzt allerdings strukturelle Maßnahmen
voraus, die in wenigen Jahren nicht verwirk-
lichbar sind.

Dringend erforderlich sind:

1. Minimierung des Außenhandels- und Zah-
Iungsbilanzdc5fizifs. Hierfür müssen die Ex-
porte der Türkei qualitativ und quantitativ mit
allen Anstrengungen erweitert werden. Eine
Erschließung neuer Märkte ist unerläßlich.
Die Minimierung der Importe bis auf das Not-
wendigste ist unvermeidlich. Durch Erhöhung
der Erträge bei der Landwirtschaft könnte die
Türkei zu einem der wichtigsten Getreideex-
porteure der Welt werden.

Die großen Möglichkeiten des Landes auf dem
Tourismussektor Iiegen weitgehend brach.
Tourismus könnte für die Türkei durch eine
vernünftige Planung zu einer bedeutenden
Devisenquelle gemacht werden.

2. Bei den Investitionen muß sich die Türkei
auf die eigenen Quellen stützen. Durch Erhö-
hung der Ersparnisse am Bruttonationalein-
kommen müßten die Investitionen erweitert
und qualitativ verbessert werden. Dabei müß-
te vor allem die,Importabhängigkeit des Lan-
des soweit wie möglich abgebaut werden.
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3. Eine vermehrte Ausnutzung der vorhande.
nen Kapazitäten bei den industriellen und
landwirtschaftlichen Betrieben müßte er-
kämpft werden.

4. Die Energieerzeugung muß mit Sofortmaß-
nahmen auf Wasserkraft und Braunkohle
orientiert werden. Der Anteil des Erdöls bei
der Energieerzeugung muß schrittweise ver-
ringert und so schnell wie möglich gänzlich
abgebaut werden.

5. Die an Luxuskonsumgütern orientierte und
stark importabhängige Industrie, wie die
Autoindustrie, müßte schrittweise für die Er-
zeugung anderer Maschinen, wie Traktoren
und landwirtschaftliche Geräte, umgebaut
werden.

6. Die am Auto und Erdöl orientierte Ver-
kehrspolitik müßte mit Investitionen zugun-
sten der Eisenbahnlinien, der Schilfahrt aufge-
geben werden.

7. Der Abbau der Arbeitslosigke.ff müßte als
wichtigstes Problem des Landes angesehen
und dafür besondere Maßnahmen entwickelt
werden. Dabei ist notwendig, besonders den
Dienstleistungssektor arbeitsintensiv auszu-
richten, vor allem aber müßte das Investitions-
volumen stark erhöht werden.

8. Auf Investitionen in den wenigen Industrie-
zentren sollte gänzlich verzichtet werden, und
vor allem sollten sie ausschließlich in .radu-
striell wenig entwickelten Gebieten erfolgen.

9. Die Sanierung der türkischen Währung so-
wie die rapide Senkung d,et Inflationsrate
müßten in den Katalog der wichtigsten Maß-
nahmen aufgenommen werden.

10. In einem Gesamtpaket müßten dringend
notwendige Reformen konsequent durchge-
führt werden: eine Land- und Bodenreform,
eine Erziehungs- und Ausbildungsreform, eine
Steuerreform, eine Reform der staatlichen Un-
ternehmungen, Planung des Bevölkerungszu-
wachses und planmäßige Entwicklung der
Städte dürfen nicht mehr blockiert werden.

I l. Eine rapide Verringerung der rd. 600 000
Soldaten und drastische Kürzung der Vertei-
digungsausgaöen, welche ein Drittel des Jah-
resetats ausrnachen, ist unerläßlich.

12. Schließlich können die Erfolgschancen die-
ser Maßnahmen ohne eine radikale Anderung
des bestehenden EntwicHungsmodells und
Systems insgesamt nicht von Dauer sein.

Die chronische und sich zunehmend zuspit-
zende Wirtschafts- und Gesellschaftskrise in
der Türkei gibt uns bereits seit langem alar-
mierende Signale, daß es so wie bisher nicht
weitergehen kann. Manche In- und ausländi-
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schen Kräfte setzen ihre letzte Hoffnung auf

einen offenen Faschismus oder auf eine im

Notfall immer wieder eingreilende Militär-

herrschaft.

seien,

Die Machtergreifung des Militärs ist nur in-

folge des erieuten Versaguns- d-e-s Entwick-

lurigsmodells als ein dritter und oflensichtlich
letzier Versuch innerhalb von zwanzig Jahren

zu verstehen, die bestehenden Herrschafts-

Eine auf Gleichheit der Partner basierende

Ototro-it.fte, politische und militärische Zu-

ru**""utU"itäer Türkei mit ihren Verbünde-

ben diese Chance noch nicht verspielt'
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:hen Verbündelen derTürkei höchste Zeit, an
e z3 gehen und hierbei den kritischen Anälv_
raften Erltwicklung die erforderliche Beacfi_
e von radikalen Reformen eine tiefsreifende
helfen, zumindest aber ihr nictrt im-Wele-zu
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